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VorWort

liebe	leserin,	lieber	leser,

die	kommende	europawahl	ist	die	beste	Gelegenheit,	um	zu	zeigen:	
Die	großartige	Idee	europa	lässt	sich	nicht	spalten.	
es	ist	die	Idee	von	Frieden,	Freiheit	und	vielfalt.	
Für	uns	ist	diese	Idee	Wirklichkeit	geworden.	
Wir	leben	nicht	nur	in	europa,	wir	leben	europa.

Brexit,	 trump,	 nazi-Demos	 	 –	 die	 schlagzeilen	 haben	 sich	 in	 den	 vergangenen	
Jahren	 zu	 oft	 um	 genau	 die	 nationalisten	 und	 egomanen	 gedreht,	 die	 uns	 mit	
angstmacherei	und	schlechter	laune	nach	Freund	und	Feind	unterteilen	wollen.	
Wir	sozialdemokratinnen	und	sozialdemokraten	treten	ihnen	entschlossen	und	
mit	zuversicht	entgegen.	

Dialog	und	verständigung,	herausforderungen	gemeinsam	meistern	–	das	zeich-
net	unser	zusammenleben	in	europa	seit	Jahrzehnten	aus.		eng	damit	verbunden	
ist	 auch	 unsere	 verantwortung,	 kriegerische	 auseinandersetzungen	 –	 die	 über	
Jahrhunderte	das	verhältnis	der	europäischen	nationalstaaten	prägten	–	für	alle	
zeit	zu	einem	Fall	für	die	Geschichtsbücher	zu	machen.	

Klar	ist	aber	auch:	In	der	europäischen	Union	läuft	nicht	alles	optimal	und	es	bleibt	
viel	 zu	 tun.	 In	 manchen	 regionen	 haben	 vor	 allem	 jungen	 Menschen	 oft	 keine		
Perspektive,	 arbeit	 zu	 finden.	viele	 Menschen	 wünschen	 sich	 mehr	 Demokratie	
durch	ein	starkes	europaparlament,	auch	weil	die	Gipfelpolitik	der	vergangenen	
Jahre	immer	unverständlicher	wurde.	Die	eU	muss	sich	noch	mehr	für	die	rechte	
und	die	Freiheiten	ihrer	Bürgerinnen	und	Bürger	einsetzen	und	für	diejenigen	da	
sein,	 die	 sich	 ihr	 Glück	 im	 leben	 hart	 erarbeiten.	 europa	 ist	 mehr	 als	 eine	 Frei-	
handelszone.	Freiheit,	Gerechtigkeit	und	solidarität	–		für	diese	Grundwerte	steht	
die	 sozialdemokratie	 europaweit	 bei	 der	 Wahl	 im	 Mai	 2019	 wie	 keine	 andere		
Partei	ein.
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europa	 befindet	 sich	 im	Wandel.	 es	 ist	 zeit	 zu	 handeln.	 Die	 nrWsPD	 gibt	 mit		
ihren	 europapolitischen	 Positionen,	 die	 sie	 auf	 ihrem	 landesparteirat	 am		
22.	 september	 2018	 beschlossen	 hat,	 überzeugende	 antworten.	 Wir	 danken		
unserem	 arbeitskreis	 europa,	 der	 sich	 dazu	 in	 den	 vergangenen	 Monaten	 viele	
Gedanken	gemacht,	für	seine	hervorragende	arbeit,	die	sich	in	dieser	kurzweiligen	
Broschüre	niederschlägt.	

Wir	in	der	nrWsPD	freuen	uns	über	das	gemeinsame	Gespräch	
über	diese	Ideen	in	den	kommenden	Wochen.

es	grüßen	herzlich,

					sebastian	hartmann																																																				nadja	lüders
landesvorsitzender	der	nrWsPD																																										Generalsekretärin	der	nrWsPD
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Europa im WandEl – ZEit Zu handEln! 

Frieden sichern, chancen nutzen, Zukunft fair gestalten

es	 sind	 stürmische	 zeiten	 für	 europa.	 nationalisten	 und	 Populisten	 kämpfen		
darum,	die	europäische	einigung	weichzuspülen	oder	abzuwickeln.	Dem	stellen	
wir	uns	mit	aller	Kraft	entgegen.	Wir	sind	überzeugt:	Die	europäische	Union	wird	
aus	dem	aktuellen	sturm	stärker	hervorgehen	als	je	zuvor.	Dafür	kämpfen	wir.

le	nationalisme,	c’est	la	guerre	–	nationalismus	bedeutet	Krieg!	Dieser	berühmte	
ausspruch	des	ehemaligen	französischen	staatspräsidenten	François	Mitterand	
gilt	nach	wie	vor.	Die	Gründungsväter	und	-mütter	europas	hatten	unmittelbar	
vor	 augen,	 was	 nationalismus	 und	 Faschismus	 anrichtet:	 tod,	 leid,	 hass	 und		
zerstörung	waren	in	den	Köpfen	und	im	täglichen	leben	der	Menschen	wenige	
Jahre	 nach	 dem	 zweiten	Weltkrieg	 noch	 allgegenwärtig.	 es	 brauchte	 Mut	 und	
Weitsicht,	um	die	akuten	Probleme	wie	hunger,	den	Wiederaufbau	der	Infrastruk-
tur	oder	die	Kontrolle	kriegswichtiger	Güter	gemeinsam	anzugehen	und	so	den	
Grundstein	für	ein	dauerhaft	friedliches	europa	zu	legen.	

Im	 laufe	 der	 Jahre	 nahm	 die	 zahl	 der	 Mitgliedstaaten	 genauso	 zu	 wie	 die		
gemeinsam	 gemeisterten	 herausforderungen.	 von	 der	 agrarpolitik	 über	 die		
vergemeinschaftung	 von	 Kohle	 und	 stahl	 bis	 zu	 einem	 Binnenmarkt	 ohne		
Grenzen,	mit	gemeinsamen	standards	von	lissabon	bis	riga,	von	Dublin	bis	sofia	
ist	die	europäische	einigung	eine	große	erfolgsgeschichte.	Krisen	waren	dabei	ein	
dauerhafter	Begleiter.	Doch	aus	 jeder	Krise	 ist	europa	gestärkt	hervorgegangen	
und	hat	bewiesen,	dass	die	Probleme	von	morgen	nur	gemeinsam	auf	europäi-
scher	ebene	gelöst	werden	können.	Wir	sind	nach	wie	vor	davon	überzeugt,	dass	
nationaler	egoismus	und	politischer	Kleinmut	ins	verderben	führen.	auch	heute	
braucht	es	wieder	Mut	und	Weitsicht.	Unsere	antwort	auf	viele	Fragen	unserer	
zeit	heißt	europa,	das	auch	aus	dieser	Krise	gestärkt	hervorgehen	wird.	

Damit	dies	gelingt,	wird	europa	sich	jedoch	wandeln	müssen.	Punktuelle	Weiter-
entwicklungen	 werden	 dabei	 neben	 echten	 Umbrüchen	 stehen.	Wir	 wollen	 ein	
europa,	das	das	leben	der	Menschen	besser	macht.	„Mehr	europa“	ist	dabei	für	
uns	weder	selbstzweck	noch	als	ziel	allein	erstrebenswert.	Wir	wollen	ein	demo-
kratisches,	soziales,	den	Bürger-	und	Menschenrechten	verpflichtetes	europa,	das	
unsere	natürlichen	lebensgrundlagen	schützt,	Globalisierung	und	Digitalisierung	
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Für Ein soZialEs Europa

Die	europäische	Union	hat	an	strahlkraft	eingebüßt.	ein	Grund	dafür	liegt	sicher-	
lich	 in	 dem	 nur	 teilweise	 eingelösten	Wohlstandsversprechen.	 europa	 hat	 sich	
zu	lange	auf	die	schaffung	eines	möglichst	großen	Binnenmarktes	konzentriert,		
ohne	 die	 negativen	 Folgen	 dieses	 Marktes	 und	 seines	 regelwerkes	 auf	 die		
Menschen	zu	berücksichtigen.	neben	vielen	Gewinnern	gab	es	eben	auch	viele	
verlierer	dieser	Marktschaffung.	

Die	 Finanzkrise	 und	 die	 in	 ihrer	 Folge	 durchgesetzte	 austeritätspolitik	 haben	
ebenfalls	 dazu	 beigetragen,	 die	 wirtschaftliche	 und	 soziale	 spaltung	 sowohl	
zwischen	den	staaten	als	auch	innerhalb	der	Gesellschaften	zu	vertiefen.	Die	Be-
schneidung	sozialer	sicherungssysteme	oder	die	zerschlagung	staatlicher	Unter-
stützungsstrukturen	haben	die	Folgen	der	Krise	verschärft	und	sie	insbesondere	

gestaltet,	 Frieden	 und	 nachhaltige	 entwicklung	 in	 den	 Mittelpunkt	 stellt	 und	
Menschen	vor	Profite	setzt.	Wir	wollen	ein	europa,	das	den	brandgefährlichen	ver-
rücktheiten	aktueller	Weltpolitik	entschieden	entgegentritt	und	dessen	antwort	
auf	„america	first“	„europe	united“	lautet.	Kurzum:	Wir	wollen	mehr	europa,	wir	
wollen	ein	besseres	europa,	wir	wollen	ein	sozialdemokratischeres	europa.



auf	diejenigen	abgewälzt,	die	mit	ihrer	entstehung	nichts	zu	tun	hatten.	horrende	
zahlen	 zur	 Jugendarbeitslosigkeit	 oder	 der	 zuwachs	 an	 prekärer	 Beschäftigung	
und	armut	in	einer	der	reichsten	regionen	der	erde	sind	für	uns	absolut	inakzep-
tabel.	Um	diese	zustände	zu	bekämpfen,	brauchen	wir	neben	einem	Umdenken	
in	 der	 Finanz-	 und	Wirtschaftspolitik	 echte	 Fortschritte	 auf	 dem	Weg	 zu	 einem	
sozialen	europa.

Die	 arbeitnehmerfreizügigkeit	 ist	 für	 uns	 die	 zentrale	 Grundfreiheit	 in	 den		
europäischen	verträgen.	 Immer	 mehr	 Menschen,	 insbesondere	 aus	 dem	 Osten	
und	 süden	 europas,	 werden	 jedoch	 durch	 armut	 und	 elend	 dazu	 gezwungen,	
in	 andere	 Mitgliedstaaten	 auszuwandern.	 nur,	 wenn	 wir	 auch	 die	 lebens-	 und		
arbeitsbedingungen	 der	 Menschen	 im	 süden	 und	 Osten	 europas	 verbessern,	
werden	wir	mittelfristig	der	erzwungenen	Migration	etwas	entgegensetzten.	Wir	
wollen	daher	sie	sozialen	sicherungssysteme	in	allen	Mitgliedstaaten	verbessern		
und	 durch	 fairen	 Wettbewerb,	 der	 sich	 nicht	 an	 den	 niedrigsten	 lohnraten		
orientiert,	 sicherstellen,	 dass	 sich	 die	 lebens-	 und	 arbeitsbedingungen	 aller		
europäer	nach	oben	hin	angleichen.	

Dabei	 hat	 europa	 das	 Potenzial,	 in	 einer	 immer	 globalisierter	 werdenden	Welt	
als	 Bollwerk	 gegen	 die	 ungewollten	verwerfungen	 der	 Globalisierung	 wahrge-
nommen	zu	werden.	Wir	sind	uns	sicher,	ein	solches	europa,	ein	europa,	das	die	
sozialen	Bedürfnisse	der	Menschen,	die	in	ihm	wohnen,	ernst	nimmt,	muss	sich	
um	seine	zukunft	keine	sorgen	machen.	Wir	streiten	für	ein	europa,	das	von	sei-
nen	Bürgerinnen	und	Bürgern	als	gesellschaftliche	Gestaltungsmacht	 in	zeiten	
weltweiten	Wettbewerbs	wahrgenommen	wird.	Für	ein	europa,	das	stark	genug	
ist,	 das	 Primat	 der	 Politik	 gegen	 globalisierte	 Märkte	 und	 weltweit	 agierende		
Unternehmen	durchzusetzen.	sicher	 leben	umfasst	neben	den	vielen	Bereichen	
der	 sozialen	 sicherheit	 und	 der	 öffentlichen	 Daseinsvorsorge	 auch	 den	 schutz	
vor	Kriminalität	und	terrorismus	als	öffentliche	aufgabe.	angesichts	der	 immer		
häufiger	 grenzüberschreitenden	 Dimension	 von	 organisierter	 Kriminalität	 und	
terrorismus,	einschließlich	extremistischer	anschläge,	wächst	auch	die	Bedeutung	
der	zusammenarbeit	mit	europol	und	eurojust,	die	effektive	nutzung	gemeinsa-
mer	 europäischer	 Datenbanken	 sowie	 die	 stärkung	 gemeinsamer	 ermittlungs-
teams.	Dabei	nehmen	wir	auch	die	Wirtschafts-,	steuer-	und	Umweltkriminalität	
in	den	Fokus.	Darüber	hinaus	brauchen	wir	einheitliche	standards	bei	den	hilfen	
für	 die	 Opfer	 von	 straftaten.	 Prävention	 und	 Deradikalisierung	 sind	 dabei	 nicht	

8



allein	polizeiliche	sondern	gesellschaftliche	aufgaben.	Unser	ziel	der	vereinigten	
staaten	 von	 europa	 ist	 dabei	 untrennbar	 mit	 dem	 Kampf	 um	 ein	 soziales	 und		
sicheres,	ein	freies	und	demokratisches	europa	verbunden.

Soziale Sicherheit stärkt Europa
trotz	 ihres	 sperrigen	 titels	 kann	 die	 beim	 eU-sozialgipfel	 in	 Göteborg	 feierlich	
proklamierte	 säule	 von	 sozialen	 rechten	 als	 ein	 erster	 maßgeblicher	 schritt	 in	
die	richtige	richtung	betrachtet	werden.	allerdings	müssen	wir	feststellen,	dass	
die	 dort	 festgeschriebenen	 Prinzipien	 ihre	 volle	Wirkung	 nur	 entfalten	 können,	
wenn	sie	eben	nicht	unverbindlich	und	im	Ungefähren	bleiben.	vielmehr	müssen	
sie	jetzt	mit	leben	gefüllt	werden.	Deshalb	setzten	wir	uns	dafür	ein,	die	soziale	
säule	mit	rechtsverbindlichen	Maßnahmen	und	der	entsprechenden	finanziellen	
ausstattung	 im	rahmen	des	Mehrjährigen	Finanzrahmens	2021-2027	umzuset-
zen	und	für	alle	erfahrbar	zu	machen.

alle	 Menschen	 in	 europa	 müssen	 unabhängig	 von	 ihrer	 nationalität	 anspruch	
auf	die	leistungen	und	den	schutz	eines	hochentwickelten	sozialstaats	besitzen.		
soziale	sicherheit,	ein	hohes	Bildungsniveau,	individuelle	Freiheiten	und	Investi-
tionen	in	Wissenschaft	und	Forschung	sind	die	voraussetzungen	für	die	Innova-
tionskraft	europas	–	unserer	großen	stärke	im	globalen	Wettbewerb.	Wir	setzen	
uns	 deshalb	 für	 Mindeststandards	 in	 der	 sozialen	 sicherung	 durch	 eine	 rah-
menrichtlinie	 für	 ein	 adäquates	 europäisches	 Mindesteinkommen	 sowie	 einen		
gesetzlichen	rahmen	für	Mindeststandards	in	der	arbeitslosenversicherung	ein.

Darüber	hinaus	streiten	wir	für	eine	europäisch	abgesicherte	arbeitsversicherung,	
die	dem	Grundsatz	rechnung	trägt,	dass	Menschen	zur	veränderung	bereit	sind,	
solange	ihre	sicherheit	nicht	gefährdet	wird.	Diese	soll	Menschen	auch	in	Phasen	
der	Weiterbildung	und	Qualifizierung	absichern	und	sie	so	dazu	ermutigen,	die	
angebote	wahrzunehmen	und	einzufordern.	Gerade	im	zeitalter	der	Digitalisie-
rung	muss	lebenslanges	lernen	für	alle	arbeitnehmerinnen	und	arbeitnehmer	zu	
einer	problemlos	verfügbaren	selbstverständlichkeit	des	beruflichen	lebenswegs	
werden.

ein	 soziales	 europa	 ist	 somit	 ein	 element	 der	 zukunftsfähigkeit	 unseres	 Kon-
tinents.	Mehr	noch:	es	hat	auch	das	Potenzial,	zu	einem	weltweiten	vorbild	 für	
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die	vereinbarkeit	und	gegenseitige	abhängigkeit	von	internationaler	politischer		
sowie	ökonomischer	stärke	und	einem	hochentwickelten	sozialstaat	zu	werden.	
In	 europa	 wird	 es	 sich	 entscheiden,	 ob	 ein	 hohes	 sozialniveau	 weiterhin	 und		
zunehmend	als	Ballast	 im	globalen	Wettbewerb	 interpretiert	wird	oder	ob	sich	
weltweit	die	erkenntnis	durchsetzt,	dass	die	sozialen	errungenschaften	seit	der	in-
dustriellen	revolution	nicht	bloß	ein	zwischenspiel	in	der	Menschheitsgeschichte,		
sondern	ein	bedeutender	und	nachhaltiger	schritt	in	ihrer	entwicklung	sind.

Wir bauen das soziale Europa
ein	europäischer	sozialpakt	ist	ein	zentraler	Baustein,	um	die	soziale	Dimension	
europas	zu	stärken:	europa	soll	die	Mitgliedstaaten	zu	einem	festen	Mindestmaß	
an	 sozialen	 standards,	 jeweils	 in	 relation	 zur	 wirtschaftlichen	 leistungsfähig-
keit	des	landes,	verbindlich	verpflichten	dürfen.	ausgaben	für	Bildung,	armuts-	
bekämpfung	und	allgemein	soziale	Belange	werden	prozentual	zur	Wirtschafts-
kraft	 festgelegt,	 was	 dazu	 führt,	 dass	 diese	 bei	 wirtschaftlichem	 Fortschritt		
mitwachsen.	

ein	europäischer	rahmen	für	armutsfeste	Mindestlöhne	in	jedem	Mitgliedstaat	
trägt	 dazu	 bei,	 lohndumping	 und	 ausbeuterische	 arbeitsverhältnisse	 einzu-	
dämmen.	

eine	 europäische	 arbeitslosenrückversicherung	 als	 automatischer	 stabilisator	
kann	dazu	beitragen,	langfristig	schädliche	wirtschaftliche	Ungleichgewichte	zu	
mindern,	lasten	gerechter	zu	verteilen,	sozialsysteme	krisenfester	zu	machen	und	
europa	volkswirtschaftlich	zu	stabilisieren.

Dank	der	europäischen	sozialdemokratie	sind	wir	in	der	letzten	legislaturperiode		
mit	 der	 revision	 der	 entsenderichtlinie	 dem	 Prinzip	„gleicher	 lohn	 und	 gleiche		
arbeitsbedingungen	 für	 gleichwertige	 arbeit	 am	 gleichen	 Ort“	 einen	 großen		
schritt	 näher	 gekommen.	 trotz	 des	 gegen	 konservativ-liberale	 Kräfte	 hart		
errungenen	Kompromisses	bleibt	noch	viel	zu	tun.	Für	uns	ist	und	bleibt	dieses		
Prinzip	 die	 zentrale	 richtschnur	 für	 unsere	 europapolitik.	 Wir	 werden	 alle		
Gesetzgebungsvorhaben	 daran	 messen,	 ob	 sie	 dazu	 beitragen,	 diesem	 Prinzip	
zum	Durchbruch	zu	verhelfen	oder	nicht!	
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Um	grenzüberschreitendem	lohn-	und	sozialdumping	einhalt	zu	gebieten,	wollen	
wir	die	europäische	arbeitsbehörde	mit	echten	Kontrollbefugnissen	ausstatten.	
zudem	 wollen	 wir	 mit	 der	 einführung	 einer	 europäischen	 sozialversicherungs-
nummer	 und	 einem	 damit	 verbundenen	 elektronischen	 sozialversicherungs-	
register	den	Kontrollbehörden	vor	Ort	endlich	die	Instrumente	an	die	hand	geben,	
um	sozialversicherungsmissbrauch-	und	betrug	wirksam	zu	bekämpfen.

zu	oft	wurde	in	der	vergangenheit	den	vier	vorwiegend	wirtschaftlichen	Grund-
freiheiten	 ein	 höheres	 Gewicht	 eingeräumt	 als	 den	 in	 der	 Grundrechtecharta		
verbrieften	sozialen	Grundrechten.	Wir	werden	uns	für	ein	soziales	Fortschritts-	
protokoll	in	den	verträgen	einsetzen.	Politisches	ziel	muss	sein,	dass	die	sozialen	
Grundrechte	im	Konfliktfall	vorrang	vor	den	Grundfreiheiten	genießen.

Dazu	 gehört	 auch,	 die	 öffentliche	 Daseinsvorsorge	 zu	 sichern	 und	 zu	 fördern.		
Jeder	 und	 jede	 muss	 gleichberechtigten,	 solidarischen	 und	 räumlich	 nahen		
zugang	 zu	 qualitativ	 hochwertigen	 öffentlichen	 Dienstleistungen	 haben.	 Dazu	
zählen	 wir	 insbesondere	 den	 zugang	 zu	Wasser	 und	 bezahlbarem	Wohnraum.		
Bei	 der	 erbringung	 dieser	 Dienstleitungen	 müssen	 Gemeinwohlinteressen		
vorrang	vor	Profitinteressen	haben.	Dazu	müssen	die	eU-vergaberegeln	künftig	
ökologische	und	soziale	standards	deutlich	stärker	gewichten.	Die	Direktvergabe		
einzelner	 leistungen	 muss	 möglich	 sein.	 Die	 Möglichkeit	 interkommunaler		
zusammenarbeit	und	Inhousevergaben	sind	innerstaatliches	handeln	und	somit	
aus	dem	Wettbewerb	des	Binnenmarktes	herauszuhalten.

Darüber	 hinaus	 wollen	 wir	 den	 Prozess	 zum	 Beitritt	 der	 europäischen	 Union		
zur	 europäischen	 Menschenrechtscharta	 und	 die	 damit	 einhergehende		
zuständigkeit	 des	 europäischen	 Gerichtshofs	 für	 Menschenrechte	 als	 letzte		
Instanz	beschleunigen.

seine	 rechte	 kann	 Mann	 oder	 Frau	 nur	 geltend	 machen,	 wenn	 er	 oder	 sie		
diese	 auch	 kennt.	 Daher	 wollen	 wir	 Beratungs-	 und	 Informationsangebote	 für		
grenzüberschreitende	 mobile	 Beschäftigte	 fördern.	 Dazu	 gehört	 die	 stärkung	
der	 eUres-Grenzpartnerschaften	 oder	 die	 dauerhafte	 finanzielle	 sicherung	 von	
Beratungsangeboten	wie	sie	beispielsweise	der	DGB	im	Projekt	„Faire	Mobilität“	
sicherstellt.
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Für ein Europa der guten arbeit
Die	arbeitswelt	ist	im	Wandel:	Digitalisierung,	Globalisierung,	veränderte	anfor-
derungen	an	Flexibilität	und	Qualifikation	sind	nur	einige	der	herausforderungen,	
vor	denen	immer	mehr	Menschen	stehen.	Wir	sind	entschlossen,	diesen	Wandel	
im	sinne	der	arbeitnehmerinnen	und	arbeitnehmer	zu	gestalten.	arbeitszeit	darf	
uns	in	zeiten	digitaler	vernetzung	und	ständiger	erreichbarkeit	nicht	entgleisen,	
sondern	bedarf	der	klaren	abgrenzung	vom	Privatleben,	nur	mit	einer	klaren	re-
gulierung	hierzu	gibt	es	eine	bessere	vereinbarkeit	von	Privatleben	und	Beruf.	Wir	
setzen	uns	für	eine	eU-weite	sozial-	und	arbeitsrechtliche	regulierung	der	soge-
nannten	Plattformökonomie	ein.	Uber,	Deliveroo	und	co.	müssen	ihrer	arbeitge-
berrolle	endlich	gerecht	werden.

Wir	wollen	die	situation	von	solo-selbstständigen	durch	europaweite	Mindest-
vergütungsstandards,	 das	 bedeutet	 auch	 eine	 Mindestausbildungsvergütung,	
und	eine	Möglichkeit	gemeinsamer	absprachen	gegen	Unterbietungskonkurrenz	
verbessern.	ausnahmeregelungen	im	Wettbewerbsrecht	sollen	das	Machtgefälle	
zwischen	auftraggebern	und	-nehmern	in	Betracht	ziehen.

Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen
Wie	 gefährlich	 der	 soziale	 sprengstoff	 ist,	 der	 aus	 Massenarbeitslosigkeit	 und	
Perspektivlosigkeit	entstehen	kann,	wissen	wir	in	Deutschland	nur	allzu	gut.	vor	
allem	in	südeuropa	und	besonders	mit	Blick	auf	die	Jugendarbeitslosigkeit	sind	
wir	 nicht	 länger	 bereit,	 die	 aktuellen	 verhältnisse	 weiter	 hinzunehmen.	 Wenn	
für	 Banken	 in	 kurzer	 zeit	 milliardenschwere	 hilfsprogramme	 aufgelegt	 werden	
konnten,	so	 ist	das	auch	für	die	Jugend	europas	möglich.	Wir	fordern	daher	ein	
sofortprogramm,	das	jedem	Jugendlichen	unter	25	Jahren	einen	ausbildungsplatz	
garantiert	und	damit	eine	berufliche	Perspektive	eröffnet.	Die	bisher	zur	verfü-
gung	gestellten	Mittel	reichen	bei	weitem	nicht	aus.	Wir	wollen	die	Mittel	für	die	
Jugendausbildungsgarantie	auf	60	Milliarden	euro	aufstocken.

Gut	ausgebildete	Fachkräfte	sind	die	Basis	für	die	zukunftsfähigkeit	europas.	Wir	
wollen	die	duale	ausbildung	auch	in	europa	stärken.	Dafür	ist	eine	verständigung	
über	 Mindeststandards	 für	 eine	 moderne	 Berufsausbildung	 notwendig.	 Diese	
beinhalten	 die	 ausbildungsdauer	 für	 das	 erlernen	 eines	 Berufes,	 lernortkoope-
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ration	 zwischen	 Betrieb	 und	 Berufsschule	 und	 einen	 abgesicherten	 rechtlichen	
status	 der	 auszubildenden.	 Die	 verknüpfung	 einer	 mehrjährigen	 schulischen	
und	betrieblichen	ausbildung	ist	unabdingbar!	Die	Unternehmen	müssen	 ihrer	
verantwortung	gegenüber	den	auszubildenden	nachkommen	und	die	arbeitsbe-	
dingungen	müssen	in	einem	arbeitsvertrag	festgehalten	werden.	Für	die	akzep-
tanz	 und	 attraktivität	 moderner	 Berufsbildungssysteme	 ist	 die	 einbeziehung		
von	 sozialpartnern,	 einrichtungen	 der	 beruflichen	 Bildung	 und	Wissenschaft	 in	
einen	Berufsbildungsdialog	unerlässlich.	

europäische	Bildungspolitik	darf	sich	aber	nicht	ausschließlich	auf	Wettbewerbs-	
und	 Beschäftigungsfähigkeit	 beschränken.	 europa	 ist	 darauf	 angewiesen,	 dass	
seine	 Bürgerinnen	 und	 Bürger	 nicht	 allein	 beruflich	 erfolgreich	 sind,	 sondern		
Bedingungen	geschaffen	werden,	dass	sie	sich	auch	politisch,	gesellschaftlich	und	
kulturell	an	der	Gestaltung	des	gemeinsamen	demokratischen	Ganzen	beteiligen	
können.	Wir	setzen	 uns	 daher	 dafür	 ein,	 dass	 ein	 ganzheitlicher	und	nachhalti-
ger	Bildungsbegriff	etabliert	wird,	damit	demokratische	Bildung,	die	Fähigkeit	mit	
den	unterschiedlichen	Menschen	friedlich	zusammen	zu	leben	und	die	vermitt-
lung	europäischer	Werte	als	zentrale	handlungsfelder	einbezogen	werden.	

mitbestimmung und sozialen Dialog stärken
Die	 Mitbestimmung	 im	 Betrieb	 und	 im	 aufsichtsrat	 ist	 ein	 erfolgsmodell.	 In		
allen	Mitgliedstaaten	gibt	es	elemente	der	Mitbestimmung	in	unterschiedlicher		
ausprägung.	Diese	gilt	es	zu	stärken	und	auszubauen.	arbeitnehmer	müssen	in	
die	 lage	 versetzt	 werden,	 ihre	 Interessen	 im	 europäischen	 Kontext	 stärker	 als		
bisher	 vertreten	 zu	 können.	 Unternehmen	 nutzen	 europäisches	 Gesellschafts-
recht	mehr	und	mehr	als	hebel,	die	Mitbestimmungsrechte	von	arbeitnehmern	
einzufrieren	oder	ganz	zu	umgehen.	Diesem	trend	werden	wir	uns	entschieden	
entgegenstellen!	

Wir	 fordern	 eine	 rahmenrichtlinie	 zur	 Mitbestimmung,	 die	 die	 bestehenden	
Mitbestimmungsrechte	 der	 Beschäftigten	 schützt	 und	 hohe	 standards	 zur		
Unterrichtung	 und	 anhörung	 setzt.	 zudem	 soll	 sie	 Mindeststandards	 für		
europäische	rechtsformen	wie	die	europäische	aktiengesellschaft	oder	die	euro-
päische	Genossenschaft	setzen	und	bei	allen	aus	der	anwendung	europäischen	
Gesellschaftsrechts	 resultierenden	 rechtsformen	 gelten.	 nur	 so	 kann	 sicherge-
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stellt	werden,	dass	europäisches	recht	nicht	missbraucht	wird,	um	sich	der	Unter-
nehmensmitbestimmung	zu	entziehen.

Um	 die	 arbeitnehmerfreizügigkeit	 in	 europa	 vollständig	 zu	 verwirklichen,		
müssen	 arbeitnehmerinnen	 und	 arbeitnehmer	 ihre	 Interessen	 auch	 in	 den		
Betrieben	europaweit	vertreten	können.	Daher	ist	die	verbesserung	der	arbeit	von	
europäischen	Betriebsräten	(eBr)	ein	unverzichtbarer	Baustein	zur	stärkung	der	
arbeitnehmerrechte.	auch	auszubildende	in	multinationalen	Konzernen	müssen		
in	ihrem	recht	auf	konzernweiten	austausch	und	Interessenvertretung	gestärkt	
werden.	 Wir	 fordern	 deshalb	 die	 Gründung	 von	 europaweiten	 Jugend-	 und		
auszubildendenvertretungen.	Wir	wollen	die	rechte	der	vielen	engagierten	euro-
päischen	Betriebsräte	 in	europa	durch	eine	revision	der	europäischen	Betriebs-
räterichtlinie	maßgeblich	verbessern.

schließlich	muss	der	soziale	Dialog	auf	der	europäischen	ebene	gestärkt	werden.	
arbeitgeberverbände	und	Gewerkschaften	müssen	als	sozialpartner	direkter	und	
umfassender	 als	 bisher	 in	 die	 entwicklung	 und	 Umsetzung	 der	 europäischen		
Politik	einbezogen	und	in	ihrer	arbeit	unterstützt	werden.	Die	Kommission	muss	
ihren	Widerstand	gegen	die	von	arbeitgebern	und	Gewerkschaften	verhandelten	
sozialpartnerabkommen,	wie	beispielsweise	im	Friseurhandwerk,	aufgeben.

Steuergerechtigkeit – nicht irgendein Schlagwort, 
sondern ein klares Ziel!
steuereinnahmen	sind	für	den	staat	überlebenswichtig.	Ohne	steuereinnahmen	
kann	 eine	 öffentliche	 Daseinsfürsorge,	 kann	 eine	 funktionierende	 Infrastruktur,	
können	schulen,	Kindergärten	oder	Krankenhäuser	nicht	finanziert,	erhalten	bzw.	
modernisiert	werden.

Bei	 Bürgern	 wie	 Unternehmen	 ist	 die	 Bereitschaft,	verantwortung	 zu	 überneh-
men	und	steuern	zu	zahlen,	bisweilen	sehr	unterschiedlich	ausgeprägt.	Insbeson-
dere	 Menschen	 mit	 größeren	vermögen	 und	 international	 tätige	 Konzerne	 mit	
erträgen	 im	 Millionen-	 bzw.	 Milliardenbereich	 sind	 teilweise	 beständig	 auf	 der	
suche	nach	Möglichkeiten,	legal	oder	auch	illegal	steuern	zu	vermeiden	oder	zu	
hinterziehen.	Im	zuge	der	veröffentlichungen	im	rahmen	der	luxleaks,	Panama		
Papers	 und	 co.	 gerieten	 zahlreiche	 Menschen	 und	 Unternehmen	 sowie	 deren		
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Beratungsfirmen	 in	 den	 Fokus	 der	 Öffentlichkeit.	 nachdem	 im	 europäischen		
Parlament	 bereits	 in	 diversen	 sonderausschüssen	 (taX1,	taX2	 und	 Pana)	 diese	
thematik	 zusammen	 mit	 engagierten	 Journalisten	 und	 nGOs	 bearbeitet	 wur-
de,	 ist	 es	 derzeit	 der	 sonderausschuss	 Finanzkriminalität,	 steuerhinterziehung	
und	 steuervermeidung	 (taX3),	 in	 dem	 sich	 insbesondere	 die	 sozialdemokrati-
schen	 Mitglieder	 gegen	 Finanzkriminalität,	 steuervermeidung	 und	 Geldwäsche		
engagieren.

Der	Druck	des	europäischen	Parlaments	auf	diese	Menschen,	diese	international	
tätigen	Milliardenkonzerne	und	länder,	die	hiervon	seit	vielen	Jahren	profitieren,	
dieser	Druck	ist	groß	und	muss	in	den	kommenden	Jahren	noch	größer	werden!	
hier	geht	es	schlicht	um	verantwortung!	hier	geht	es	um	Konzerne,	die	weltweit	
tätig	sind,	weltweit	erhebliche	Gewinne	erzielen	und	diese	dann	in	steuerpara-
diesen	innerhalb	und	außerhalb	der	europäischen	Union	zu	geringsten	steuersät-
zen	versteuern.	Diese	steuerparadiese	bieten	individuelle	steuersparmodelle,	die		
weder	 normalen	 lohnsteuerpflichtigen	 noch	 mittelständischen	 Unternehmen		
mit	 lokalem	 Betätigungsfeld	 zu	 verfügung	 stehen.	 Dass	 sich	 vermögende		
Menschen	und	große	Konzerne	auf	derartige	Weise	ihrer	verantwortung	entzie-
hen	können,	 ist	 in	höchstem	 Maße	ungerecht	 und	 ein	 schlag	 ins	 Gesicht	 jedes	
ehrlichen	steuerzahlers.

Daher lauten unsere konkreten Vorschläge:
	 •	einführung	 einer	 gemeinsamen,	 konsolidierten	 Körperschaftssteuer-	
	 	 Bemessungsgrundlage	für	alle	körperschaftssteuerpflichtigen	Unternehmen		
	 	 in	der	europäischen	Union	mit	einem	Mindeststeuersatz	von	25	Prozent;

	 •	Umsetzung	der	Digitalbesteuerung,	d.	h.	eine	Besteuerung	von	international	
	 	 tätigen	 digitalen	 Konzernen	 wie	 beispielsweise	 Facebook	 und	 Google	 mit		
	 	 dem	ziel,	dass	diese	dort	ihre	Gewinne	versteuern,	wo	sie	sie	erwirtschaften;

	 •	Die	 einführung	 einer	 länderspezifischen	 Berichterstattung	 von	 multi-	
	 	 nationalen	 Unternehmen.	 starbucks	 und	 co.	 müssen	 endlich	 transparent		
	 	 offenlegen,	 welche	 Gewinne	 sie	 in	 welchen	 ländern	 erzielen.	 nur	 so	 kann	
	 	 eine	gerechte	Besteuerung	sichergestellt	werden;

	 •	einführung	einer	endgültigen	Umsatzsteuergesetzgebung	für	die	gesamte		
	 	 eU,	 die	 neben	 der	 Bemühung	 um	 vereinfachung	 des	 steuerrechts	 die		
	 	 richtigen	Maßnahmen	zur	Betrugsbekämpfung	vorsieht;
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	 •	einführung	einer	umfangreichen	Finanztransaktionssteuer;

	 •	Die	einführung	einer	Quellensteuer,	die	von	den	eU-Mitgliedstaaten	auf	alle		
	 	 zahlungen	von	zinsen,	Dividenden,	leasingraten,	lizenz-	und	Management-	
	 	 gebühren	 in	 niedrigsteuerländern	 erhoben	 wird.	 Die	 zins-	 und	 lizenz-	
	 	 richtlinie	 und	 die	 Mutter-tochter-richtlinie	 wollen	 wir	 so	 ändern,	 dass		
	 	 steuerumgehungsmodelle	unattraktiv	werden;

	 •	verbesserung	 der	 zusammenarbeit	 von	 nationalen	 steuer-,	 zoll-,	 strafver-	
	 	 folgungs-	 und	 Betrugsbekämpfungsbehörden	 untereinander	 und	 mit	 den		
	 	 international	tätigen	Behörden	OlaF	(Betrugsbekämpfung	der	europäischen		
	 	 Kommission),	europol	und	Interpol.

Diese	vorschläge	sind	teilweise	bereits	 im	europäischen	Parlament	beschlossen	
worden,	 teilweise	noch	 nicht.	 Die	verhandlungen	 über	alle	 diese	vorschläge	 im	
Bereich	steuern	erfolgen	auf	ebene	der	Mitgliedstaaten	im	rat.	hier	müssen	wir	
sozialdemokratinnen	und	sozialdemokraten	das	laute	sprachrohr	aller	Menschen	
sein,	 denen	 diese	 unfairen	 steuerpraktiken	 ein	 Dorn	 im	 auge	 sind	 und	 die	 dies	
ändern	wollen!	

Neustart in der Wirtschaftspolitik
Parallel	brauchen	wir	aber	auch	einen	neustart	in	der	Wirtschaftspolitik.	Wir	sind	
überzeugt:	Wer	 morgen	 ernten	 will,	 muss	 heute	 säen.	 Investitionen	 in	 Bildung,	
Infrastruktur	oder	Forschung	und	entwicklung	sind	der	humus,	auf	dem	der	wirt-
schaftliche	erfolg	europas	wächst.	Die	in	Folge	der	Finanzkrise	etablierte	austeri-
tätspolitik,	die	an	vielen	stellen	langfristig	sinnvolle	Investitionen	zugunsten	einer	
kurzsichtigen,	einseitig	rigiden	haushaltspolitik	verhindert,	lehnen	wir	ab.	Dabei	
sind	 nicht	 nur	 die	 langfristigen	 ökonomischen	 und	 gesellschaftlichen	 Folgen		
einer	solchen	Politik	verheerend,	ihre	Begründung	hält	auch	keinem	Faktencheck	
stand:	viele	der	Krisenländer	waren	mit	Blick	auf	ihren	staatshaushalt	regelrechte	
Musterschüler	und	haben	zum	teil	sogar	Überschüsse	erwirtschaftet.	

als	volkswirtschaftlich	fatal	haben	sich	vielmehr	die	massiven	Ungleichgewichte	
innerhalb	 des	 gemeinsamen	 Binnenmarktes	 erwiesen.	 ein	 system	 mit	 gemein-
samer	Währung,	 in	 dem	 einige	 stetig	 mehr	 exportieren	 als	 importieren	 und	 es	
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bei	anderen	 folglich	dauerhaft	umgekehrt	 ist,	kann	 langfristig	nicht	stabil	 sein.	
ein	fairer	Wettbewerb	liegt	hier	im	Interesse	aller.	Wir	sind	überzeugt,	dass	eine	
stärkere	Koordinierung	der	Wirtschafts-,	arbeitsmarkt-,	sozial-	und	Fiskalpolitiken	
durch	eine	europäische	Wirtschaftsregierung	unter	Führung	eines	europäischen	
Wirtschafts-	 und	 Finanzministers	 sinnvoll	 und	 notwendig	 ist,	 um	 europa	 lang-	
fristig	auf	Kurs	zu	bringen	und	zu	halten.

Wir	 halten	 zudem	 automatische	 stabilisierungsmechanismen	 für	 sinnvoll,	
um	 handelsungleichgewichte	 effektiv	 einzudämmen.	 Ähnlich	 wie	 bei	 den	
Maastricht-Kriterien	sollte	die	Kommission	hier	mit	eingriffsrechten	ausgestattet		
werden,	 deren	 nutzung	 nicht	 von	 einem	 einstimmigen	 votum	 der	 Mitglied-
staaten	 abhängen	 darf.	 ein	 eigenes	 Budget	 für	 die	 euro-zone	 zum	 abbau	 von	
Ungleichgewichten	 und	 zum	 abfedern	 von	 konjunkturellen	 schwankungen,		
gemeinsame	 Instrumente	 der	 staatlichen	 Investitionsfinanzierung,	 eine	 euro-	
päische	 arbeitslosenrückversicherung	 sowie	 gemeinsame	 standards	 in	 der		
Finanzmarktregulierung	 und	 steuerpolitik	 tragen	 ebenfalls	 dazu	 bei,	 den	 euro-
päischen	Wirtschaftsraum	zu	stabilisieren,	ihn	krisenfester	und	zukunftsfähig	zu		
machen.	Den	europäischen	stabilitätsmechanismus	werden	wir	zudem	zu	einem		
europäischen	Währungsfonds	ausbauen.

Unser	ziel	sind	nachhaltige	und	stabile	Finanzmärkte,	die	der	gesamtwirtschaftli-
chen	und	gesellschaftlichen	entwicklung	dienen.	Wir	stehen	für	eine	europäische	
Kapitalmarktunion,	die	eine	effektive	Finanzierung	der	realwirtschaft	unterstützt	
und	gleichzeitig	regionale	und	lokale	Besonderheiten	berücksichtigt.	Wir	führen	
eine	 Finanztransaktionssteuer	 zur	 gerechten	 Beteiligung	 der	 Finanzwirtschaft	
an	gesellschaftlichen	aufgaben	ein	und	fordern	ein	verbot	von	Finanzprodukten	
ohne	gesellschaftlichen	Mehrwert,	zum	Beispiel	des	hochfrequenzhandels.

Wir	 setzen	 uns	 auf	 europäischer	 und	 internationaler	 ebene	 für	 höhere	 eigen-	
kapitalanforderungen	 ein	 und	 werden	 Maßnahmen	 ergreifen,	 damit	 Finanz-	
institute	sich	aufgrund	ihrer	Größe	und	vernetzung	nicht	dem	Primat	der	Politik		
entziehen	 oder	„too	 Big	to	 Fail”	 werden	 und	 sich	 ihrer	 rettung	 mit	 steuergeld		
sicher	sein	können,	zum	Beispiel	mittels	einer	effektiven	Fusionskontrolle.	Gleich-
zeitig	streben	wir	eine	deutliche	vereinfachung	der	Finanzmarktregulierung	und	
eine	stärkung	des	verbraucherschutzes	in	diesem	Wirtschaftszweig	an.



Für Ein ZukunFtsFEstEs Europa 
der zukunftsfähigen industrie, der Wissenschaft, 

der Nachhaltigkeit und des klimaschutzes
zukunftsorientierte	und	nachhaltige	wirtschaftliche	entwicklung	 ist	ein	Grund-
pfeiler	einer	auch	in	zukunft	starken,	geeinten	und	von	seinen	Bürgerinnen	und	
Bürgern	getragenen	europäischen	Union.	erfolg	lässt	sich	dabei	zwar	auch,	aber	
nicht	ausschließlich	an	Wachstumsraten	oder	Unternehmensgewinnen	ablesen.	
Wir	kämpfen	für	eine	starke	Wirtschaft,	die	global	wettbewerbsfähig	und	hoch-	
innovativ	ist,	die	Digitalisierung	als	chance	begreift	und	aktiv	gestaltet,	die	gute	
arbeit	 schafft	 und	 faire	 löhne	 zahlt,	 die	 sich	 ihrer	 gesellschaftlichen	 verant-	
wortung	stellt	und	unsere	natürlichen	lebensgrundlagen	schützt	und	respektiert.	

industriepolitik ist innovationspolitik ist klimapolitik
ein	Wirtschaftszweig,	der	europa	historisch	geprägt	hat	und	auch	in	zukunft	eine	
zentrale	rolle	zu	spielen	hat,	ist	die	Industrie.	sie	genauso	wie	die	entsprechenden	
Industrieregionen	in	ihren	transformationsprozessen	zu	unterstützen	und	sie	auf	
ihrem	Weg	grüner,	digitaler	und	innovativer	zu	werden,	zu	begleiten,	ist	uns	ein	
besonderes	anliegen.	

18



Wir	werden	dabei	insbesondere	auf	die	enge	verzahnung	von	Wissenschaft	und	
Forschung	mit	industrieller	Praxis	setzen,	um	erkenntnisgewinn	möglichst	direkt	
in	echte	Innovationen	münden	zu	lassen,	die	das	leben	der	Menschen	verbessern		
und	 europäischen	 Unternehmen	 zudem	 die	 Märkte	 von	 morgen	 sichern.	 Die		
europäische	 Förderung	 von	 Forschung	 und	 transfer	 werden	 wir	 entsprechend	
ausbauen,	 die	 bewährten	 Formate	 fortführen	 und	 zudem	 offen	 sein	 für	 neue	
Wege	der	Innovationsförderung.

Wir	 wollen	 gemeinsame	 europäische	 antworten	 auf	 das	 Mega-thema		
Digitalisierung.	 Dafür	 benötigen	 wir	 einen	 gemeinsamen	 ansatz	 zu	 digitalen	
Grundrechten	 und	 einen	 entsprechenden	 rechtlichen	 rahmen,	 der	 den	 ausbau	
schneller	Kommunikationsnetze	fördert	und	gleichzeitig	Prinzipien	wie	netzneu-
tralität,	 Medienvielfalt	 sowie	 die	 lückenlose	 Wahrung	 kommunikativer	 Grund-
rechte	 absichert.	 Die	 Durchsetzung	 öffentlicher	 sicherheit	 und	 Ordnung	 muss	
auch	 im	 Digitalen	 eine	 hoheitliche	 und	 damit	 staatliche	 aufgabe	 bleiben,	 die		
parlamentarisch	kontrolliert	wird.	Politisches	ziel	muss	sein,	dass	weitere	Mono-	
polbildungen	 im	 Digitalen	 durch	 eine	 gezielte	 vielfalts-	 und	 Wettbewerbsför-
derung	 verhindert	 werden.	 Das	 recht	 eines	 jeden,	 nicht	 Objekt	 automatisierter		
entscheidungen	 zu	 sein,	 muss	 gesetzlich	 fixiert	 werden.	 Künstliche	 Intelligenz	
muss	 der	 menschlichen	 entscheidungsfindung	 dienen,	 kann	 sie	 aber	 niemals		
ersetzen.	 Innovationen	 im	 Klima-	 und	 Umweltschutz	 sind	 für	 die	 europäische		
Industrie	 von	 besonderer	 Bedeutung.	 Gerade	 die	 energieintensiven	 Branchen		
können	einen	großen	Beitrag	dazu	leisten,	unser	ziel,	bis	2050	zur	low-carbon-	
economy	 zu	 werden,	 zu	 erreichen.	 Wir	 setzen	 dabei	 auf	 den	 Grundsatz		
„Innovation	vor	sanktion“	und	sind	davon	überzeugt,	dass	erst	eine	nachhaltige		
Industrie	 auch	 nachhaltig	 arbeitsplätze	 sichert.	 Die	 erträge	 aus	 dem	 europäi-
schen	 emissionshandel,	 die	 gezieltere	 nutzung	 der	 strukturfonds	 sowie	 eine		
entsprechende	 ausgestaltung	 der	 europäischen	 Forschungsförderung	 sind	
die	Wege,	 auf	 denen	 wir	 ressourcen	 für	 die	 stärkung	 der	 Innovationskraft	 der		
Industrie	vor	allem	im	Bereich	der	senkung	des	energie-	und	cO2-Bedarfs	bereit-
stellen	wollen.	einen	schwerpunkt	bildet	dabei	die	Kreislaufwirtschaft.

Das	 verursacherprinzip	 ist	 für	 uns	 eine	 faire,	 marktgerechte	 lösung,	 um	 um-
welt-	 und	 klimagerechte	 anreize	 zu	 setzen.	 Dementsprechend	 werden	 wir	 den		
europäischen	 emissionshandel	 durch	 eine	 komplementäre	 cO2-steuer	 ergän-
zen,	die	zumindest	dort	zur	anwendung	kommt,	wo	der	europäische	emissions-	
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handel	 nicht	 greift.	 Diese	 steuer	 soll	 wenn	 möglich	 gemeinsam	 mit	 den	 ande-
ren	eU-staaten	eingeführt	werden.	Der	Preis	pro	tonne	Kohlenstoff	sollte	dabei		
50	 euro	 im	 Jahr	 2020	 und	 100	 euro	 im	 Jahr	 2030	 betragen.	 Dabei	 ist	 klar,	 dass	
gleiche	vorgänge	 gleich	 besteuert	 werden	 müssen.	 Die	 steuer	 an	 sich	 ist	 aber	
kein	 selbstzweck	 und	 ungewollte	 effekte	 müssen	 vermieden	 werden.	 Das		
betrifft	die	verlagerung	von	Wirtschaftsbereichen	in	andere	regionen,	welche	eine	
laxere	Umweltgesetzgebung	haben,	ebenso	wie	eine	vergrößerung	der	armuts-	
probleme	 durch	 steigende	 heizkosten.	 Über	 die	 steuer	 hinaus	 werden	 wir	 die		
Bedeutung	von	Ökodesign	ausbauen	und	unter	anderem	durch	eine	Besteuerung	
besonders	 klimaschädlicher	 Produkte	 stärken,	 die	 Gesetze	 gegen	 Plastikabfall	
verschärfen,	die	geplante	Obsoleszenz	–	also	die	Konstruktion	von	Produkten	mit	
begrenzter	 nutzungsdauer,	 damit	 möglichst	 schnell	 neue	 angeschafft	 werden	
müssen	–	härter	verfolgen	sowie	die	emissionen	im	Bereich	schifffahrt	und	Flug-
verkehr	stärker	in	den	Blick	nehmen.

Wir	sind	uns	zudem	der	besonderen	regionalen	Bedeutung	der	Industrie	bewusst.	
Wir	werden	die	auswirkungen	des	strukturwandels	in	denjenigen	regionen,	die	
von	 energieintensiven	 Industrien	 geprägt	 sind,	 beobachten	 und	 Unterstützung		
bei	 der	 Gestaltung	 dieses	 Wandels	 sowie	 insbesondere	 Maßnahmen	 zur		
abfederung	der	sozialen	Folgen	forcieren.	Wir	werden	darüber	hinaus	einen	Pakt	
zur	 entwicklung	 der	 Industrie	 in	 wirtschaftlich	 schwachen	 Gebieten,	 insbeson-	
dere	 in	 Ost-	 und	 südosteuropa,	 initiieren.	 Der	 Wegfall	 der	 Kohleindustrie	 und		
Änderungen	 in	 der	 lokalen	 struktur	 können	 auch	 negative	 Folgen	 für	 Wert-	
schöpfungsketten	 haben.	 Deswegen	 müssen	 wir	 auch	 unbedingt	 sicherstellen,	
dass	lokale	Wertschöpfungsketten	erhalten	oder	angepasst	werden	können,	um	
nicht	durch	einzelne	veränderungen	ganze	Industrieregionen	zu	gefährden.	Über	
die	Industrie	hinaus	müssen	wir	aber	auch	entwicklungen	in	flankierenden	Wirt-
schaftsräumen	 schaffen.	zu	 diesem	zweck	 streben	 wir	europaweit	koordinierte	
Kreativräume	an,	die	im	sinne	der	intelligenten	spezialisierung	über	die	klassische	
Industrie	hinausgehen.	Die	europäische	Kohäsions-	und	strukturpolitik	muss	im	
zentrum	des	Wandels	stehen.	statt	einer	endlosen	liste	von	Möglichkeiten	und	
Förderung	nach	dem	Gießkannenprinzip	muss	noch	deutlicher	als	bisher	sicher-
gestellt	 werden,	 dass	 entsprechende	 Mittel	 –	 trotz	 einer	 Kürzung	 der	 Gesamt-	
budgets	 –	 in	 ausreichendem	 Maße	 für	 die	 regionen	 im	Wandel	 zur	verfügung	
stehen	 und	 gezielt	 für	 hilfreiche	 Maßnahmen	 eingesetzt	 werden.	 Das	 gilt		
insbesondere	 auch	 für	 Investitionen	 in	 die	 Infrastruktur,	 also	 zum	 Beispiel		
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verkehr	und	Bildung,	um	so	den	Wandel	positiv	zu	verstärken	und	die	Menschen	
vor	Ort	auf	ihrem	Weg	zu	begleiten.

Wissen schafft Zukunft
europa	 ist	 der	 Kontinent	 von	 Wissenschaft	 und	 Forschung.	 hier	 stand	 die		
Wiege	 der	Wissenschaft,	 hier	 haben	Wissenschaftlerinnen	 und	Wissenschaftler	
mit	 bahnbrechenden	 erkenntnissen	 das	 leben	 der	 Menschheit	 verändert	 und	
hier	setzen	wir	auch	in	zukunft	für	die	Bewältigung	der	großen	gesellschaftlichen		
herausforderungen	 vom	 Klimaschutz	 bis	 zum	 sozialen	 zusammenhalt	 auf		
Wissenschaft	 und	 Forschung.	 Globalen,	 aber	 auch	 europäischen	 akteuren,	 die		
aus	ihrer	Geringschätzung	für	die	Wissenschaft	keinen	hehl	machen,	treten	wir	
mit	aller	Kraft	entgegen!

Wissenschaft	 ist	 dabei	 für	 uns	 keine	 elitäre	 veranstaltung.	Wissenschaft	 muss		
immer	 auf	 das	 ziel	 ausgerichtet	 sein,	 der	 Gesellschaft	 zu	 dienen	 und	 den		
Menschen	in	den	Mittelpunkt	ihres	handelns	stellen.	

hochschulen	 sind	 im	 Wissenschaftssystem	 die	 zentralen	 einrichtungen	 mit	
vielfältigen	 aufgaben:	 sie	 sind	 ausbildungsorte	 für	 viele	 junge	 Menschen	 und		
zunehmend	auch	ein	Ort	der	Weiterbildung.	sie	sind	Jobmotoren	für	viele	städte	
und	regionen,	sie	schaffen	die	Grundlagen	für	künftige	Prosperität	und	arbeits-	
plätze.	 starke,	 öffentlich	 finanzierte	 und	 für	 alle	 gesellschaftlichen	 schichten		
offene	 hochschulen	 sind	 die	 voraussetzung	 für	 die	 Innovationskraft	 und		
zukunftsfähigkeit	europas.	hier	werden	viele	derjenigen	europäerinnen	und	euro-
päer	ausgebildet,	die	die	Geschicke	unseres	Kontinents	in	zukunft	prägen	werden.	
hier	werden	wir	investieren	und	den	tendenzen	zur	Ökonomisierung	von	Bildung	
und	somit	von	lebenschancen	mit	aller	Macht	entgegentreten.

Bildung	 ist	 für	 uns	 aber	 weit	 mehr	 als	 eine	 hervorragende	 akademische	 aus-	
bildung.	Dort,	wo	die	europäische	Union	im	Bereich	der	frühkindlichen	Bildung,		
in	 der	 schule,	 der	 beruflichen	 ausbildung	 und	 der	Weiterbildung	 die	 Mitglied-	
staaten	im	rahmen	ihrer	Kompetenzen	unterstützen	kann,	werden	wir	dies	voran-
treiben.	Dort,	wo	herausforderungen	besser	gemeinsam	auf	europäischer	ebene	
bewältigt	werden	können	–	zum	Beispiel	 im	zuge	der	Digitalisierung	–	streben	
wir	 gemeinsame	 Mindeststandards	 an.	 europäische	 Benchmarks,	 insbesondere	
zur	zahl	von	schul-,	studiums-	und	ausbildungsabbrecherinnen	und	abbrechern,	
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in	 den	 Bereichen	 frühkindliche	 Bildung,	 lebenslanges	 lernen,	 Übergang	 in	 den	
	arbeitsmarkt	sowie	grenzüberschreitende	Mobilität	können	hier	zu	einem	positiv	
gestalteten	föderalen	Wettbewerb	beitragen.	Die	gegenseitige	anerkennung	von	
Bildungsabschlüssen	muss	zudem	weiter	ausgebaut	und	weitgehend	zu	einem	
automatismus	werden.	

Die	 europäische	 einigung	 macht	 es	 jungen	 Menschen	 heute	 so	 einfach	 wie	
nie,	 unbürokratisch	 auslandserfahrung	 zu	 sammeln	 und	 so	 einen	 wertvollen	
Blick	 über	 den	 eigenen	tellerrand	 zu	 wagen.	 auch	 wer	 auf	 diesem	Weg	 seinen		
horizont	erweitert,	bildet	sich.	austauschprogramme	wie	zum	Beispiel	erasmus	
sind	von	großer	Bedeutung,	um	europa	praktisch	erfahren	zu	können.	Wir	wollen	
diese	Programme	stärken,	ausbauen	und	dabei	einen	schwerpunkt	darauf	legen,		
dass	 auch	 denjenigen	 ein	 austausch	 ermöglicht	 wird,	 denen	 die	 Mittel	 hierzu		
nicht	 in	 die	 Wiege	 gelegt	 sind.	 Dies	 bedeutet	 –	 neben	 einer	 aufstockung	 der		
Finanzierung	 der	 bestehenden	 Programme	 –	 unter	 anderem	 stärkere	 anstren-
gungen,	 um	 auch	 schülerinnen	 und	 schülern	 oder	 auszubildenden	 attraktive,		
finanziell	 abgesicherte	 Möglichkeiten	 für	 eigene	 auslandserfahrung	 zu	 geben,	
unter	 anderem	 durch	 einen	 anspruch	 auf	 finanzielle	 Förderung	 eines	 mehr-	
wöchigen	auslandsaufenthalts	für	junge	Menschen	unter	21	Jahren	sowie	eigene		
Mittel	 für	 grenzüberschreitende	 schulbegegnungen.	 entsprechende	 Möglich-	
keiten	müssen	auch	für	den	Bereich	der	Weiterbildung	geschaffen	und	gestärkt		
werden	 –	 denn	 für	 uns	 ist	 das	 recht	 auf	 lebenslanges	 lernen	 ein	 zentraler		
Bestandteil	gerechter	Bildung.	

Investitionen	 in	 Wissenschaft	 und	 Forschung	 haben	 für	 uns	 höchste	 Priorität.		
Wir	 setzen	 uns	 dafür	 ein,	 dass	 sie	 als	 zukunftsinvestitionen	 anerkannt	 werden	
und	nationalstaatliche	Investitionen	in	diesem	Bereich	nicht	unter	die	regeln	des	
stabilitäts-	 und	 Wachstumspakts	 fallen.	 Die	 europäische	 Forschungsförderung	
wollen	wir	deutlich	erhöhen.

In	der	Wissenschafts-	und	vor	allem	in	der	konkreten	Forschungsförderung	set-
zen	wir	uns	dafür	ein,	dass	europa	in	erster	linie	Kräfte	bündelt	und	starke	euro-	
päische	akzente	an	den	stellen	setzt,	an	denen	den	einzelnen	Mitgliedstaaten	im	
globalen	Wettbewerb	Grenzen	gesetzt	sind.

Dies	betrifft	zum	einen	konkrete	strategische	entscheidungen,	einzelne	zukunfts-
felder	koordiniert	und	unter	einbezug	aller	in	europa	vorhandener	Kompetenzen	
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in	den	Mittelpunkt	zu	stellen	und	Forschung	in	diesen	Feldern	intensiv	zu	fördern.	
Wir	 wollen	 so	 auf	 zentralen	 Feldern	 für	 die	 zukunftsfähigkeit	 der	 Menschheit	
weiter	in	führender	rolle	vorangehen,	während	wir	auf	anderen	Feldern	vor	allem		
darauf	bedacht	sind,	die	technologische	Unabhängigkeit	europas	zu	wahren.	

energiewirtschaftliche	Kernforschung,	die	nicht	ausschließlich	Fragen	der	sicher-
heit	sowie	der	lagerung	adressiert,	und	militärische	Kernforschung	lehnen	wir	ab.

Wir	stehen	zu	den	bisherigen	verfahren	zur	verteilung	europäischer	Forschungs-
förderung,	die	auf	den	Prinzipien	von	Wettbewerb	und	leistung	basieren.	Wenn	
dies	aber	im	zuge	eines	sich	über	die	Jahre	verstärkenden	effekts	dazu	führt,	dass	
Investitionsempfänger	 vorhersagbar	 werden	 und	 auf	 der	 anderen	 seite	 ganze		
regionen	 abgehängt	 werden,	 ist	 das	 nicht	 im	 sinne	 eines	 nachhaltigen	 und		
leistungsstarken	 europäischen	 Wissenschaftssystems.	 Wir	 werden	 daher	 die		
bereits	 heute	 nach	 den	 regeln	 der	 strukturförderung	 vergebenen	 Mittel	 für		
Forschung	 aufstocken	 und	 so	 die	 eigenschaft	 von	Wissenschaft	 und	 Forschung	
als	Impulsgeber	für	ganze	regionen	unterstreichen.	Dass	es	erfolgreich	sein	kann,	
auch	 zunächst	 nicht	 in	 der	 wissenschaftlichen	 champions	 league	 spielenden		
regionen	 zukunftsimpulse	 durch	 die	 ansiedlung	 von	 Forschungseinrichtungen	
zu	geben,	zeigen	zahlreiche	Beispiele;	zum	Beispiel	das	ruhrgebiet,	wo	Johannes	
rau	politisch	entschieden	hat,	Universitäten	zu	errichten	und	wo	heute	renom-
mierte	hochschulen	spitzenforschung	leisten	und	zugleich	wichtige	akteure	des	
strukturwandels	sind.

neben	 der	 technologieorientierten	 Forschungsförderung	 legen	 wir	 dabei	 be-
sonderen	Wert	auf	den	ausbau	der	Forschung	in	den	sozial-	und	Gesellschafts-	
wissenschaften.	Wir	brauchen	sie,	um	die	sozialen	Folgen	der	unter	anderem	im	
zuge	 der	 Digitalisierung	 und	 der	 Migration	 anstehenden	 veränderungen	 früh-	
zeitig	zu	erkennen	und	lösungsmöglichkeiten	zum	Beispiel	mit	Blick	auf	Fragen	
wie	die	soziale	spaltung,	teilhabe,	Partizipation,	 regionale	Disparitäten	oder	die	
große	 Frage	 der	 sozialen	 sicherung	 bereits	 früh	 im	 Innovationsprozess	 mitzu-
denken.	Für	die	strategische	entscheidungsfindung	im	rahmen	der	europäischen	
Forschungspolitik	 fordern	 wir	 zudem	 ein	 europäisches	 Programm	 zur	 Folgen-	
abschätzung.
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Für eine zukunftsgerechte klima- und Energiepolitik
Über	den	industriellen	Bereich	hinaus	ist	für	uns	eine	aktive	Klima-	und	energie-	
politik	zentral	für	die	zukunft	europas.	Mit	den	aktuellen	und	zu	befürchtenden	
Klimaeffekten	gehen	nicht	nur	extreme	Wetterphänomene,	sondern	auch	Dürren	
und	 hungersnöte,	 gesundheitliche	 Gefahren	 und	 die	 Unbewohnbarkeit	 ganzer	
Gebiete	 einher.	 Die	 ausrichtung	 der	 Klima-	 und	 energiepolitik	 an	 den	 nachhal-
tigkeitszielen	der	Un	ist	deswegen	unabdingbar.	Wir	stehen	hinter	den	zielen	von	
Paris,	 die	 eine	 reduzierung	 der	treibhausgase	 von	 95	 Prozent	 bis	 ins	 Jahr	 2050		
nötig	machen	–	das	bedeutet	auch,	dass	der	Kohleausstieg	bis	dahin	vollzogen	
worden	 sein	 muss.	 Um	 das	 zu	 erreichen,	 müssen	 auch	 auf	 europäischer	 ebene	
Weichen	über	das	Jahr	2030	hinaus	gestellt	und	ambitionen	in	allen	Bereichen	
erhöht	 werden	 und	 unter	 anderem	 das	 system	 des	 emissionshandels	 gestärkt	
werden.

Die	ziele	für	erneuerbare	energien,	wie	im	Juni	2018	vereinbart,	sind	ein	wichtiger	
schritt	in	die	richtige	richtung.	Wir	setzen	uns	aber	über	indikative	ziele	hinaus	
dafür	ein,	dass	die	zielvorgaben	für	die	Mitgliedstaaten	bindend	werden.	Um	diese		
und	höhere	anteile	zu	erreichen	müssen	wir	noch	viel	mehr	in	den	gemeinsamen	
strommarkt	 investieren	und	grenzüberschreitende	Fördermodelle	zum	normal-
zustand	 werden	 lassen.	 Grüner	 strom	 muss	 ungehindert	 von	 den	 windreichen	
Meeren	und	dem	sonnigen	süden	in	die	Industrieregionen	und	Ballungszentren	
fließen	 können.	 es	 ist	 aber	 genauso	 wichtig,	 dass	 dabei	 regionale	 eigenheiten		
berücksichtigt	 werden.	 Gerade	 das	 energie-	 und	 Industrieland	 nordrhein-West-	
falen	braucht	energie	in	all	ihren	Formen	vor	Ort,	um	den	Betrieben	und	damit	den	
arbeitnehmerinnen	und	arbeitnehmern	sicherheit	zu	verschaffen.

In	unseren	Industrieregionen	und	Ballungszentren	ist	der	Großteil	des	deutschen	
energiebedarfs,	 ob	 als	 strom,	Wärme	 oder	 für	 den	verkehr,	 konzentriert.	 neben	
der	 weiteren	 Förderung	 erneuerbaren	 stromes,	 stehen	 wir	 auch	 für	 grüne	 und		
effiziente	energieerzeugung	in	Wärme	und	Mobilität.	Gerade	die	Umstellung	der	
vielen	fossilen	heizsysteme	muss	dabei	Priorität	haben.	Der	einfache	austausch	
gegen	effizientere	Gasboiler	ist	dabei	nicht	genug.	Größere	schritte	sind	gefragt.		
Große	erzeugungsanlagen	müssen	dabei	auf	europäischer	ebene	genauso	berück-
sichtigt	werden,	wie	anlagen	vor	Ort,	im	Quartier	oder	beim	verbraucher	selbst.	
Dabei	sind	Kooperativen	und	Mieterenergiemodelle	ein	integraler	Bestandteil	der		
energiewende.	
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Die	 energiewende	 fußt	 aber	 nicht	 nur	 auf	 den	 zielen	 Dekarbonisierung	 und		
erneuerbare.	 energieeffizienz	 im	 gesamten	 system	 ist	 für	 uns	 unabdingbare		
voraussetzung	für	eine	erfolgreiche	energiewende.	Das	gilt	im	Gebäude	genauso,	
wie	auf	der	Quartiersebene	und	in	der	versorgung.	Wir	setzen	uns	für	ambitio-
nierte	 Programme	 zur	 sanierung	 des	 öffentlichen	 Gebäudebestands	 ein,	 sowie	
für	aus	nrW	bekannte	und	zukunftsweisende	Modelle	wie	die	abwärmenutzung	
aus	der	Industrie	als	ein	Beispiel	der	sektorkopplung.	Darüber	hinaus	werden	aber	
auch	viele	Bereiche,	in	denen	bisher	fossile	Brennstoffe	genutzt	werden,	zu	teilen	
auf	erneuerbare	elektrizität	umsteigen	müssen.	Um	schwankungen	in	der	versor-
gung	auszugleichen,	müssen	wir	auf	europäischer	ebene	große	Programme	für	
energiespeicher	weiter	voranbringen.	

Klima-	 und	 energiepolitik	 sind	 oft	 auch	 steuer-	 und	 subventionspolitik.	 Für	 die	
sPD	 darf	 es	 in	 zukunft	 keinerlei	 öffentliche	 subventionen	 oder	 industrielle		
Unterstützungszahlungen	 für	 die	 nutzung	 fossiler	 Brennstoffe	 geben,	 egal	 in	
welchem	Bereich.	stattdessen	müssen	alle	Möglichkeiten	ausgeschöpft	werden,	
um	die	trendwende	zu	beschleunigen.	Die	nrWsPD	fordert	daher	eine	gerechte		
und	 verursacherorientierte	 europäische	 cO2-Bepreisung.	 selbstverständlich		
sollen	diese	Maßnahmen	nicht	die	schwächsten	in	unserer	Gesellschaft	treffen.	
Deswegen	 müssen	 energiepolitische	 Maßnahmen	 auch	 durch	 sozialpolitische	
und	wirtschaftliche	Maßnahmen	flankiert	werden,	die	dafür	sorgen,	dass	alle	an	
der	energiewende	teilhaben.

Für eine nachhaltige, europäische Verkehrs- und 
mobilitätspolitik
eine	zentrale	rolle	beim	erreichen	der	Klimaziele,	aber	auch	für	höhere	lebens-
qualität	 und	 bessere	 luft,	 spielt	 der	 Mobilitätssektor.	 zusätzlich	 zur	 heraus-	
forderung,	 den	 verkehr	 der	 zukunft	 an	 unsere	 zielstellungen	 in	 der	 energie-,		
Klima-	und	Umweltpolitik	anzupassen,	ist	sozialdemokratische	Mobilitätspolitik	
immer	 mehr:	 Die	 zukunft	 muss	 nicht	 nur	 sauber,	 sondern	 auch	 bezahlbar	 sein,	
sie	muss	dafür	sorgen,	dass	alle	Menschen	mobil	sind	und	durch	Mobilität	an	der	
Gesellschaft	teilhaben	können	–	und	sie	muss	die	Menschen	in	europa,	sowohl	in	
den	Grenzregionen	als	auch	insgesamt	näher	zusammenbringen.		

Im	 hinblick	 auf	 den	 Klimawandel	 ist	 unser	 oberstes	 ziel	 die	 verringerung	 des	
cO2-ausstosses	 im	 verkehrssektor.	 Dazu	 gehören	 alle	 teile,	 egal	 ob	 straße,		
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schiene,	Wasser	oder	luft.	Dabei	müssen	wir	alle	zur	verfügung	stehenden	lösun-
gen	 nutzen,	 aber	 die	 elektromobilität	 (Brennstoffzelle	 oder	 Batterie)	 wird	 dabei	
eine	herausragende	rolle	spielen.	Im	PKW-	und	lKW-Bereich	unterstützen	wir	auf	
europäischer	 ebene	 Quoten	 für	 nachhaltige	 antriebstechnologien,	 gebundene	
Fördermittel,	 aber	 auch	 den	 zweckgebundenen	 zusätzlichen	 ausbau	 entspre-
chender	energiequellen.	Darüber	hinaus	setzen	wir	uns	für	eine	weitere	verlage-
rung	von	Kapazitäten	von	der	straße	auf	die	schiene	und	auf	Wasserwege	ein.

Dabei	gilt	für	uns	aber	auch,	dass	das	europäische	netz	weiter	elektrifiziert	werden	
muss.	auch	für	den	schiffs-	und	Flugverkehr	fördern	wir	die	Weiterentwicklung	
zukunftsträchtiger	 lösungen,	 um	 so	 zum	 erreichen	 der	 Klimaziele	 beizutragen.		

Darüber	hinaus	setzen	wir	uns	für	die	strenge	Überprüfung	der	aktuell	geltenden	
abgaswerte	ein	und	fordern	die	bedingungslose	Durchsetzung	geltenden	rechts.	
Das	muss	auch	für	abgasreinigungsanlagen	insbesondere	im	Güterverkehr	gelten.	

Da	es	mit	neuen	antriebstechnologien	nicht	getan	ist,	stehen	wir	für	den	euro-
päisch	 unterstützten	 ausbau	 des	 schienennetzes,	 insbesondere	 der	 transeuro-	
päischen	strecken.	Wir	haben	aber	auch	eine	gemeinsame	verantwortung	für	das	
europäische	 Wasserstraßennetz,	 das	 für	 den	 europäischen	 Güterverkehr	 uner-
setzlich	ist.	auch	hier	müssen	die	europäischen	akteure	gemeinsam	anpacken.

verschiedene	 regionen	 in	 europa	 kämpfen	 auch	 mit	 verschiedenen	 heraus-	
forderungen.	 Für	 regionen,	 die	 auch	 große	teile	 des	 europäischen	 Durchgangs-	
verkehrs	von	Personen	und	Gütern	tragen,	setzen	wir	uns	für	strategische	Investi-
tionen	in	Beipassverbindungen	ein,	um	die	hauptachsen	zu	entlasten.

In	 Grenzregionen	 stehen	 wir	 dafür,	 verbliebene	 lücken	 im	 schienennahverkehr	
im	selben	rahmen	zu	schließen,	wie	das	europäische	Fernschienennetz	vollendet	
werden	muss.

Gerade	im	lokalen	rahmen,	in	städten	wie	im	ländlichen	raum,	setzen	wir	auf	den		
ausbau	des	ÖPnv-angebots.	neben	der	nutzung	entsprechender	Fördermittel	muss		
dazu	auch	zum	verbesserten	austausch	von	guten	Beispielen	angeregt	werden.

Für	den	verbliebenen	Individualverkehr,	aber	auch	für	räume,	in	denen	der	ÖPnv	
seine	vorteile	nicht	ausspielen	kann,	unterstützen	wir	den	weiteren	ausbau	von	
carsharingmodellen,	unter	anderem	auch	durch	steuerliche	Begünstigungen	bei	
der	nutzung	nachhaltiger	technologien.	
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Wir	 nutzen	 strukturfördermittel	 auch	 dafür,	 räume,	 die	 bisher	 vom	 verkehr		
besetzt	 sind,	 wieder	 zugänglich	 für	 die	 Menschen	 zu	 machen.	 Wir	 fördern		
urbane	Mobilitätskonzepte,	die	sauber,	sicher	und	im	sinne	der	einwohnerinnen		
und	einwohner	sind.	Dazu	zählen	gerade	auch	Fahrradwege.

Diese	 gilt	 es	 auch	 als	 teil	 des	 europäischen	 Fernfahrradwegenetzes	 so	 auszu-	
bauen,	dass	städte	und	regionen	engmaschig	verbunden	sind.

Bei	allen	Maßnahmen	muss	gelten:	Der	wirtschaftliche	ertrag	darf	nicht	die	trieb-
feder	des	ausbaus	von	verbindungen	sein,	sondern	sie	müssen	allen	zugänglich	
bleiben.

Für eine faire handelspolitik 
Fairness,	respekt	und	Gerechtigkeit	sind	Grundpfeiler	unserer	Wirtschaftspolitik,	
die	auch	mit	Blick	auf	unsere	handelspolitik	gelten.	Wir	unterstützen	abkommen,		
die	 den	 abbau	 von	 zöllen,	 Mengenbeschränkungen	 und	 rein	 technischen		
handelshemmnissen	anstreben.	sie	dürfen	aber	nicht	unter	der	hand	staatliche	
regulierung	zur	sicherung	von	Gesundheit,	sicherheit,	Umwelt,	des	verbraucher-	
schutzes	 und	 guter	 arbeit	 aushöhlen.	 aktuelle	 handelsabkommen	 der	 eU		
entsprechen	diesen	ansprüchen	nicht	immer.	Um	sie	umzusetzen	brauchen	wir	
eine	 handlungsfähige	 eU	 in	 der	 handels-,	 Umwelt-	 und	 entwicklungspolitik.		
Fortschritte	 in	 diesen	 Bereichen	 können	 in	 der	Welt	 nur	 erreicht	 werden,	 wenn		
wir	als	eU	mit	unseren	Partnern	zusammenarbeiten.	

europäische	 Firmen,	 die	 außerhalb	 der	 eU	 produzieren,	 sollen	 beim	 Import		
dieser	 Produkte	 verpflichtende	 nachweise	 erbringen,	 dass	 sie	 mindestens	 die		
IlO	 (Internationale	 arbeitsorganisation)	 –	 standards	 einhalten.	 Die	 privatrecht-	
lichen	 schiedsgerichte	 gehören	 abgeschafft.	 Wir	 treten	 ein	 für	 ein	 modernes		
multilaterales	 schiedsgerichtssystem	 nach	 rechtsstaatlichen	 Grundsätzen,	 das	
transparente	verfahren	für	die	streitbeilegung	im	internationalen	raum	schafft.	
Dabei	 muss	 auch	 klar	 sein,	 dass	 ein	 internationales	 handelsgericht	 nur	 letzte		
Instanz	sein	kann.	

Investitionsschutz	 darf	 nicht	 der	 absicherung	 der	 Gewinnerwartung	 von	 Un-
ternehmen	dienen.	Das	staatliche	recht,	 im	öffentlichen	Interesse	regelnd	tätig	
zu	werden,	muss	in	allen	Investitionsschutzabkommen	gewahrt	bleiben.	Demo-	
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kratisch	legitimierte	staatliche	entscheidungen	zum	schutz	von	Umwelt,	sozialer		
Gerechtigkeit,	 arbeit,	 Gesundheit	 und	 verbraucherschutz	 können	 immer		
schwieriger	 oder	 gar	 nicht	 mehr	 durchgesetzt	 werden.	 zukünftige	 abkommen	
dürfen	 keine	 vorschriften	 beinhalten,	 die	 die	 erbringung	 von	 wirtschaftlichen	
oder	 nichtwirtschaftlichen	 Dienstleistungen	 von	 allgemeinem	 Interesse	 durch	
die	öffentliche	hand	begrenzen	oder	beeinträchtigen	können.		

Wir	erwarten,	dass	die	einhaltung	von	arbeits-	und	sozialstandards	 in	Konflikt-	
fällen	 genauso	 wirkungsvoll	 sichergestellt	 wird,	 wie	 die	 einhaltung	 anderer		
regeln	 des	 abkommens.	 Der	 schutz	 der	 Daseinsvorsorge	 hat	 für	 uns	 höchste		
Bedeutung	 und	 muss	 umfassend	 gewährleistet	 sein.	 Grundlegende	 normen,		
regelungen	 und	 verfahren	 zur	 verwirklichung	 von	 zielen	 im	 öffentlichen	
Interesse	 dürfen	 nicht	 im	 visier	 zukünftiger	 abkommen	 sein.	 Wir	 setzen	 uns		
dafür	 ein,	 dass	 in	 allen	 eU-handels-,	 -Investitions-	 und	 -Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen	verbindliche	soziale	(u.	a.	IlO-Kernarbeitsnormen),	menschen-
rechtliche	und	ökologische	standards	und	konkrete	Beschwerde-,	Überprüfungs-	
und	reaktionsmechanismen	vereinbart	werden.	Dies	gilt	auch	für	das	allgemeine	
Präferenzsystem	(aPs	und	aPs+)	der	eU.	

handelsverträge,	 die	 Marktzugang	 im	 austausch	 für	 entwicklungshilfe	 fordern,	
wird	es	mit	uns	nicht	mehr	geben.		Wir	setzen	stattdessen	auf	den	Marktaufbau	
in	den	sich	entwickelnden	und	insbesondere	in	den	aKP-ländern.	Ungleiche	han-
delsbeziehungen,	bei	denen	europäische	Produkte	insbesondere	im	agrarbereich	
einen	 unfairen	 Marktvorteil	 in	 den	 entwicklungsländern	 erlangen,	 werden	 wir	
verhindern.	Das	bedeutet	auch	einen	abbau	jeglicher	subventionen	für	exporte	
in	 diese	 länder.	 Die	 Partnerschaftsabkommen	 der	 europäischen	 Union	 mit	 den	
afrikanischen	 staaten	 (economic	 Partnership	 agreements)	 müssen	 daraufhin	
überprüft	 werden,	 ob	 sie	 der	 wirtschaftlichen	 und	 sozialen	 entwicklung	 in	 den		
betroffenen	entwicklungsländern	dienen	oder	abhängigkeiten	weiter	zementieren.		
auch	 im	 nachfolgeabkommen	 zu	 dem	 auslaufenden	vertrag	 mit	 den	 aKP-län-
dern	sind	die	Kriterien	einer	nachhaltigen	entwicklungspolitik	zu	berücksichtigen.	

rein	strukturell	muss	gelten,	dass	bei	jeglichen	verhandlungen	und	abschlüssen,	
und	noch	wichtiger	in	der	Umsetzung,	die	parlamentarischen	rechte	zu	achten	
sind.	Um	darüber	hinaus	rechtliche	Unklarheiten	zu	vermeiden,	muss	der	rahmen	
für	Freihandelsabkommen	so	gesetzt	werden,	dass	sie	nur	regelungen	enthalten,	
die	über	den	WhO-rahmen	hinaus	gehen.	
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Für ein Europa, das unsere natürlichen 
lebensgrundlagen schützt
europa	 war	 für	 den	 natur-	 und	 Umweltschutz	 in	 Deutschland	 ein	 Fortschritts-	
motor.	Ohne	europäische	richtlinien	wäre	es	um	natur	und	Umwelt	in	Deutsch-
land	 sehr	 viel	 schlechter	 bestellt.	 aber	 die	 herausforderungen	 bleiben.	 Wir		
sozialdemokratinnen	 und	 sozialdemokraten	 stehen	 dafür,	 dass	 wir	 die	 heraus-
forderungen	 der	 zukunft	 zusammendenken	 und	 zusammenführen.	Wir	 wollen	
auch	künftigen	Generationen	eine	artenreiche	und	lebenswerte	Welt	übergeben,	
in	 der	Wirtschaft,	 Umwelt	 und	 gute	 arbeit	 zusammengehören.	Wir	 sind	 dafür		
bereit	 zu	 einem	 entschiedenen	 Umsteuern.	 Wir	 setzen	 uns	 für	 eine	 weiter		
zusammenwachsende	 eU	 ein,	 deren	 Politik	 sich	 an	 den	 globalen	 zielen	 für		
nachhaltige	 entwicklung	 der	 2030-agenda	 ausrichtet	 –	 in	 allen	 Bereichen	 und		
ressortübergreifend.	 Dazu	 gehört	 auch	 ein	 mehrjähriger	 Finanzrahmen,	 der	 in		
nachhaltige	 entwicklung	 investiert	 und	 umweltschädliche	 subventionen		
abschafft.

aber	 die	 herausforderungen	 sind	 groß.	 Das	 Insektensterben,	 das	 wir	 alle	 wahr-
genommen	 haben,	 ist	 hierfür	 ein	 unmittelbar	 spürbares	 Beispiel.	 es	 wurde	 in	
Deutschland	wissenschaftlich	belegt	und	war	ein	weltweiter	Weckruf.	zum	schutz	
der	Insekten	wollen	wir	über	die	Gemeinsame	agrarpolitik	(GaP)	ein	Fördersystem	
schaffen,	das	anreize	für	die	schaffung	einer	strukturreichen	agrarlandschaft	gibt,	
in	der	auch	vögel,	amphibien	und	andere	tiere	und	Pflanzen	wieder	eine	heimat	
finden.	ein	weiter	so	darf	es	nicht	geben.	Denn	wo	Biene	und	co.	verschwinden,	
wird	es	auch	der	Mensch	schwer	haben.	

Wir	setzen	uns	dafür	ein,	dass	bei	umweltrelevanten	Gesetzgebungsverfahren	alle	
betroffenen	ressorts	(Generaldirektionen,	ratsformationen	und	ausschüsse)	ein-
bezogen	werden	müssen.	Über	die	umweltrelevanten	aspekte	der	Gemeinsamen	
agrarpolitik	müssen	Umweltrat	und	envI-ausschuss	federführend	verhandeln.

Die	 Menschen	 müssen	 auf	 diesem	 Weg	 mitgenommen	 werden.	 Wir	 unter-	
stützen	 eine	 partizipative	 eU,	 welche	 die	 vorgaben	 der	 Århus-Konvention	 zum	
freien	zugang	zu	Umweltinformationen,	eine	frühzeitige	Bürger-	und	verbands-
beteiligung,	 sowie	 einen	 ungehinderten	 zugang	 zur	 Justiz	 vollständig	 umsetzt.	
so	 können	 tragfähige	 entscheidungen	 herbeigeführt	 und	 Planungskonflikte		
vermieden	werden.
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Wir	 setzen	 uns	 für	 eine	 konsequente	 Umsetzung	 und	 ausreichende	 Finanzie-
rung	 der	 eU-naturschutzrichtlinien	 und	 des	 natura-2000-netzwerks	 ein.	 Dazu		
gehören	ausreichend	vernetzte	und	rechtlich	abgesicherte	Gebiete	sowie	fachlich		
abgesicherte	schutzziele,	Managementpläne	und	zustandsberichte.	

ein	schlüsselfaktor	ist	dabei	die	agrarpolitik.	Wir	setzen	uns	für	eine	naturverträg-
liche	und	zukunftsfähige	Gemeinsame	agrarpolitik	ein.	Diese	muss	jegliche	ver-
gabe	 öffentlicher	 Gelder	 an	 konkrete	 gesellschaftliche	 leistungen	 sowie	 an	 die	
einhaltung	anspruchsvoller	Umweltstandards	und	tierschutzstandards	knüpfen.	
ziel	der	GaP	muss	die	nachhaltige	transformation	von	landwirtschaft	und	ernäh-
rung	 sein,	 weshalb	 pauschale	 Flächenprämien	 durch	 Investitionen	 und	 anreize	
zu	ersetzen	sind,	die	Betrieben	ermöglichen,	umweltverträglich	und	gleichzeitig	
ökonomisch	zu	wirtschaften.	Gleichzeitig	muss	die	GaP	aktiv	zum	erreichen	der	
ziele	der	eU-Umwelt-	und	naturschutzgesetzgebung	beitragen.	Wir	streben	eine	
Förderung	auf	Basis	des	Beitrags	zur	Gesellschaft	und	nicht	auf	Basis	des	ertrags	
an,	die	vereinheitlichung	von	siegeln,	die	volle	einbeziehung	in	den	europäischen	
emissionshandel	 sowie	 die	 Förderung	 von	 Kaskadennutzung,	 z.B.	 nutzung	 von	
Gülle	für	Biogas.	Für	uns	 ist	klar:	Direktzahlungen	müssen	unbedingt	gedeckelt	
und	die	stärkung	der	zweiten	säule	vorangetrieben	werden.

Wir	 setzen	 uns	 für	 eine	 reform	 der	 Pestizid-zulassungsverfahren	 ein,	 indem	
ökosystemare	Wirkungen	stärker	berücksichtigt	werden.	zudem	werden	wir	uns	
für	ein	verbot	schädlicher	Wirkstoffklassen,	wie	zum	Beispiel	alle	neonicotinoide	
und	Wirkstoffe	mit	einem	ähnlichen	Wirkmechanismus	einsetzen.

Wir	setzen	uns	für	ein	engagiertes	vorgehen	gegen	die	vermüllung	der	Ozeane		
im	rahmen	der	eU-Meeresstrategie-rahmenrichtlinie	und	der	aktionspläne	der	
regionalen	 Meeresschutzübereinkommen	 ein.	 Das	 ziel	 einer	 50-prozentigen		
reduzierung	 der	 Plastikmülleinträge	 bis	 zum	 Jahr	 2020	 ist	 dabei	 nur	 über		
ambitionierte	 Maßnahmen	 der	 ressourcenschonung	 und	 Müllvermeidung,	
der	 abfallbewirtschaftung	 und	 der	 ökologischen	 Produktentwicklung	 und		
-substitution	 zu	 erreichen.	 hierfür	 werden	 wir	 uns	 bei	 der	 ausgestaltung	 der	
eU-Plastikstrategie	einsetzen.
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Für Ein Europa dEs FriEdEns, 
der Demokratie, der kommunen und der 

Bürger- und menschenrechte

Der	Friedensnobelpreis	für	die	europäische	Union	war	eine	großartige	ehrung	für	
das	größte	Friedensprojekt	der	Menschheitsgeschichte.	Wir	begreifen	ihn	aber	zu-
gleich	als	auftrag	für	die	zukunft	und	wollen	dieser	verantwortung	nachkommen.

europa	ist	eine	Friedensgemeinschaft	und	eine	Friedensmacht.	Wir	wollen,	dass	
europa	in	einer	weltpolitisch	schwierigen	zeit	eine	aktivere	rolle	einnimmt.	Da-
bei	streben	wir	einen	grundlegenden	Perspektivwechsel	von	einem	sicherheits-	
politisch	 geprägten	 Denken	 hin	 zu	 einem	 friedenspolitischen	 ansatz	 an:	 Die		
europäische	Union	muss	die	Gesamtheit	ihrer	außenbeziehungen	an	den	zielen	
der	Förderung	des	Friedens	und	der	nachhaltigen	entwicklung	ausrichten	und	zu	
diesem	zweck	eine	entsprechende	strategie	erarbeiten.	Wir	machen	eine	präven-
tive,	 umfassende	 Friedens-	 und	 entwicklungspolitik	 zum	 strategischen	 schwer-
punkt	 der	 europäischen	 Politik.	 Pfeiler	 dieser	 Politik	 sind	 die	 globalen	 ziele	 für	
nachhaltige	 entwicklung	 der	 agenda	 2030,	 unter	 anderem	 das	 ziel,	 friedliche,	
inklusive	 und	 stabile	 Gesellschaften	 zu	 fördern.	 Konkreten	 ausdruck	 sollte	 dies	
etwa	auch	darin	finden,	dass	die	europäische	Union	ihre	Fähigkeiten	der	zivilen	
Konfliktlösung	stärkt	und	dies	finanziell	und	organisatorisch	absichert.
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Die	 europäische	 verteidigungsunion	 muss	 einer	 demokratischen	 und	 rechts-
staatlichen	 Kontrolle	 unterliegen.	 eine	 zukünftige	 europäische	 armee	 –	 und	 in	
einem	 ersten	 schritt	 die	 „armee	 der	 europäer“	 –	 muss	 eine	 Parlamentsarmee	
sein.	außerdem	muss	der	militärische	aspekt	in	den	rahmen	einer	strategischen	
Friedens-	 und	 entwicklungspolitik	 eingebettet	 und	 eng	 mit	 der	 europäischen	
gemeinsamen	außenpolitik	verknüpft	werden.	Der	Prozess	hin	zu	einer	europä-
ischen	armee	muss	gleichzeitig	ein	Prozess	der	abrüstung	sein.	Wir	sind	gegen	
eine	europäische	 Interventionsarmee.	Und	für	uns	 ist	klar:	Militärische	einsätze	
darf	es	unter	keinen	Umständen	ohne	Un-Mandat	geben.	

eine	steigerung	der	verteidigungsausgaben	–	erst	recht	anhand	starrer	Prozent-
sätze	–	lehnen	wir	ab.	Darin	sehen	wir	keinen	strategischen	ansatz	zur	Bewälti-
gung	der	globalen	Probleme.	Die	durch	eine	zusammenlegung	der	verteidigungs-
leistungen	 freiwerdenden	 rationalisierungsressourcen	 müssen	 ausreichen.	 es	
darf	keine	Umverteilung	im	Finanzrahmen	zugunsten	von	rüstungs-	und	Militär-	
ausgaben	 geben.	 Bei	 der	 von	 uns	 befürworteten	 ganzheitlichen	 Betrachtung	
muss	es	vielmehr	darum	gehen,	ein	schlüssiges	und	durchfinanziertes	Gesamt-
konzept	 mit	 dem	vorrang	 des	 Politischen	 und	 zivilen	 zu	 erarbeiten	 und	 umzu-	
setzen.	 als	 wichtiger	 schritt	 hierzu	 muss	 möglichst	 schnell	 eine	 der	 PescO		
(„ständige	 strukturierte	 zusammenarbeit“	 im	 militärischen	 Bereich)	 vergleich-
bare	 struktur	 im	 zivilen	 Bereich	 verwirklicht	 werden.	 außerdem	 muss	 auf	 dem	
Gebiet	der	Gemeinsamen	außen-	und	sicherheitspolitik	anstelle	des	derzeitigen	
einstimmigkeitsprinzips	verstärkt	mit	Mehrheit	entschieden	werden.

zudem	sollen	gemeinsame	schritte	zu	einer	nuklearen	abrüstung	unternommen	
werden.	ziel	muss	es	sein,	die	stationierung	von	nuklearwaffen	 in	ganz	europa	
und	seiner	nachbarschaft	zu	beenden.	

Wir	 streben	 zudem	 ein	 hohes	 gemeinsames	 niveau	 von	 rüstungsexport-	
beschränkungen	in	der	europäischen	Union	an.	rüstungsexportbeschränkungen	
dürfen	 nicht	 weiter	 ausgehebelt	 werden!	 Die	 rüstungsindustrie	 findet	 immer	
noch	zu	viele	schlupflöcher	für	eine	Umgehung	der	Beschränkungen.	alle	exporte	
von	 rüstungsgütern	 einschließlich	 der	 Genehmigung	 von	 Produktionslizenzen,	
des	Betriebs	von	rüstungsfabriken	oder	der	Beteiligung	an	Joint	ventures	dürfen	
–	über	die	bisherigen	Beschränkungen	hinaus	–	nur	noch	in	Mitgliedstaaten	der	
europäischen	Union	und	in	solche	staaten	gestattet	sein,	bei	denen	der	verbleib	
der	rüstungsgüter	sichergestellt	 ist,	 in	denen	die	Grundsätze	der	parlamentari-
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schen	 Demokratie	 gewahrt	 werden,	 die	 keine	 systematischen	 Menschenrechts-
verletzungen	 oder	 Kriegsverbrechen	 begehen	 und	 die	 nicht	 an	 völkerrechts-	
widrigen	kriegerischen	Konflikten	beteiligt	sind.	

Das	 2014	 ins	 leben	 gerufene	 europäische	 Friedensinstitut	 (european	 Institute	
for	 Peace,	 eIP)	 findet	 unsere	 volle	 Unterstützung.	Wir	 streben	 für	 ganz	 europa	
eine	inklusive	sicherheitsarchitektur	an	und	treten	deshalb	für	eine	europäische	
Friedenskonferenz	 unter	 Beteiligung	 der	 Usa,	 Kanadas	 und	 russlands	 ein.		
Darüber	 hinaus	 bekräftigen	 wir	 die	 weiterhin	 herausragende	 Bedeutung	 der		
transatlantischen	Beziehungen.	Wir	 teilen	mit	den	Usa	und	mit	Kanada	grund-
legende	Werte	und	gemeinsame	Interessen.	zugleich	sind	wir	davon	überzeugt,	
dass	 europa	 selbstbewusster	 werden	 und	 eine	 stärkere,	 eigenständige	 inter-	
nationale	rolle	einnehmen	muss.

Vielfältige medien und unabhängiger Journalismus
Wir	 setzen	 uns	 für	 eine	 vielfältige	 Medienlandschaft	 und	 für	 die	 Freiheit	 der		
Presse	in	europa	und	darüber	hinaus	ein.	Pressefreiheit	ist	zentraler	Bestandteil	
der	 Demokratie.	 hierzu	 gehört	 für	 uns	 die	 unabhängige	 und	 kritische	 Bericht-	
erstattung	von	Journalistinnen	und	Journalisten.

neben	 privaten	 Medienangeboten	 ist	 der	 öffentlich-rechtliche	 rundfunk		
wichtiger	teil	der	Medienvielfalt.	Dieser	muss	die	Möglichkeit	haben,	sich	weiter-
zuentwickeln	und	sich	dem	verändernden	nutzungsverhalten	anzupassen.

Der	 nutzer-	 und	 verbraucherschutz	 muss	 auch	 unter	 den	 Bedingungen	 der		
Digitalisierung	 weiter	 gestärkt	 werden.	 Die	 regulierung	 von	 Medien-	
plattformen	 und	 Informations-intermediären	 zählt	 hierzu.	 Bei	 der	 entwicklung	
und	 beim	 einsatz	 von	 algorithmen	 werden	 wir	 uns	 für	 internationale	 ethik-	
standards	einsetzen.

Entwicklungspolitik
Wir	 treten	 für	 ein	 partnerschaftliches	 verständnis	 der	 entwicklungspolitik	 ein,	
das	nicht	hilfe	„von	oben	herab“	verspricht,	sondern	sich	an	einer	nachhaltigen	
internationalen	zusammenarbeit	auf	augenhöhe	orientiert.	Wir	stehen	für	einen	
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umfassenden	ansatz	der	entwicklungspolitik,	der	sich	von	der	Katastrophen-	und	
humanitären	hilfe	über	den	Wiederaufbau	bis	auf	die	langfristigen,	strukturellen	
ziele	der	entwicklungszusammenarbeit	erstreckt.	Die	europäische	Union	und	ihre	
Mitgliedstaaten	finanzieren	mehr	als	die	hälfte	der	weltweiten	entwicklungszu-
sammenarbeit	–	das	eröffnet	enorme	Möglichkeiten,	auf	die	globale	entwicklung	
einfluss	zu	nehmen,	bedeutet	aber	auch	große	verantwortung.	Unser	ziel	ist	eine	
nachhaltige	 europäische	 entwicklungspolitik:	 eine	 solche	 Politik	 berücksichtigt	
den	schutz	der	universellen	Menschenrechte,	soziale	und	ökologische	standards	
und	 die	 normen	 der	 Internationalen	 arbeitsorganisation	 (IlO),	 achtet	 auf	 gute	
regierungsführung	und	die	einbeziehung	der	zivilgesellschaft.	sie	berücksichtigt	
traditionelle	landrechte	und	fördert	eine	regionale	versorgung	mit	agrargütern	
auf	der	Basis	von	Kleinbauern	und	Kooperativen.	sie	fördert	Frauen	–	etwa	auch	
über	 die	vergabe	 von	 Mikrokrediten	 –,	 schützt	 die	 Kinderrechte	 sowie	 sexuelle	
und	reproduktive	Gesundheit	und	rechte	 (srhr).	sie	 fördert	nationale	systeme	
der	 Daseinsvorsorge	 einschließlich	 des	 Bildungswesens	 sowie	 den	 handel.	Wir	
werden	verhindern,	dass	europäische	handelspolitik	europäische	entwicklungs-
politik	konterkariert.

Der	abhängigkeit	von	entwicklungsgeldern	werden	wir	entgegentreten.	vielmehr	
muss	das	ziel	sein,	die	staaten	zu	einer	eigenständigen	entwicklung	zu	befähigen.		
Durch	 eine	 verlagerung	 der	 Wertschöpfungskette	 in	 die	 Ursprungsländer	 von	
rohstoffen	 werden	 regionale	 Wirtschaftsräume	 gestärkt	 und	 arbeitsplätze		
geschaffen.	 Keinesfalls	 dürfen	 entwicklungsgelder	 für	 sicherheitspolitische		
zwecke	 umgewidmet	 werden.	 zudem	 darf	 entwicklungshilfe	 nicht	 mit	 der		
eindämmung	von	Migration	verknüpft	werden,	sondern	muss	sich	am	Bedarf	und	
an	den	Kriterien	einer	nachhaltigen	entwicklungspolitik	orientieren.	Daher	darf		
es	auch	keine	Umschichtung	von	Mitteln	zur	Grenzsicherung	geben.

Wir	 wenden	 uns	 gegen	 jede	 indirekte	 Unterstützung	 autoritärer	 regime		
(z.B.	in	afrika).	Das	gilt	auch	für	die	geplanten	sogenannten	„ausschiffszentren“	in	
nordafrika.	Der	alleinige	Maßstab	muss	auch	hier	die	einhaltung	der	Menschen-
rechte	sein.	

Wir	treten	für	ein	gesondertes	seenotrettungsprogramm	der	eU	ein.
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Für ein geeintes Europa
Die	europäische	Union	 ist	auf	die	einigung	des	gesamten	Kontinents	angelegt.	
Unsere	 vision	 sind	 die	 vereinigten	 staaten	 von	 europa.	 Dieser	 Überzeugung		
folgend	 unterstützen	 wir	 grundsätzlich	 die	 aufnahme	 weiterer	 europäischer	
staaten	 in	die	Union	–	solange	diese	unsere	Werte	respektieren	und	 teilen	und		
die	 übrigen	 Bedingungen	 für	 eine	 aufnahme	 in	 die	 Gemeinschaft	 erfüllen.		
zukünftige	 Beitritte	 sollten	 aufgrund	 klarer	 Bedingungen,	 ob	 die	 vereinbarten		
Kriterien	 eingehalten	 oder	 nicht	 eingehalten	 werden,	 nach	 dem	 Grundsatz		
Belohnen	&	sanktionen	(bei	nichteinhalten	nach	dem	Beitritt)	erfolgen.	

angesichts	 der	 zahlreichen	 Konflikte,	 Unsicherheiten	 und	 sich	 offenbarenden	
schwachstellen	innerhalb	der	Union	spielt	die	erweiterungspolitik	der	eU	für	uns	
aber	vorerst	keine	übergeordnete	rolle.

es	wäre	allerdings	ein	Fehler,	die	Beitrittsverhandlungen	und	die	damit	verbunde-
nen	reformimpulse	in	den	Beitrittsstaaten	angesichts	der	aktuell	rauen	Wetter-
lage	innerhalb	der	eU	einzustellen.	ein	solcher	schritt	hätte	vor	unserer	haustür	
Konsequenzen	von	nicht	absehbarem	ausmaß,	vor	allem	 in	regionen,	 in	denen	
noch	in	den	90er	Jahren	Kriege	tobten	und	die	bis	heute	von	inneren	spannungen	
geprägt	sind.

Deshalb	 setzen	 wir	 uns	 für	 eine	 realistische	 und	 am	 tatsächlichen	 Fortschritt		
innerhalb	der	Beitrittsstaaten	orientierte	Fortführung	der	Beitrittsverhandlungen	
ein.	 es	 gilt,	 die	 pro-europäischen,	 reformwilligen	 Kräfte	 in	 den	 Beitrittsstaaten	
nicht	als	Partner	zu	verlieren,	und	einem	Wiederaufflammen	 innereuropäischer	
Konflikte,	vor	allem	auf	dem	Westbalkan,	durch	die	Perspektive	der	eU-Mitglied-
schaft	weiter	entgegenzuwirken.	Wir	begrüßen	deshalb,	dass	mit	albanien	und	
Mazedonien	 Beitrittsverhandlungen	 aufgenommen	 werden	 sollen,	 und	 unter-
stützen	diese	länder	bei	dem	notwendigen	weiteren	reformprozess.

Die	 entwicklungen	 der	 letzten	 Jahre	 in	 der	 türkei	 verfolgen	 wir	 mit	 großer		
sorge.	Während	die	Beitrittsverhandlungen	mit	anderen	potenziellen	eU-Mitglie-
dern	 schleppend	 vorankommen,	 ist	 in	 der	türkei	 in	 vielen	 Bereichen	 überhaupt	
kein	Fortschritt	zu	erkennen.	In	besonders	sensiblen	Bereichen	wie	Pressefreiheit,	
schutz	 von	 Minderheiten	 und	 rechtsstaatlichkeit	 sind	 die	 rückschritte	 unüber-
sehbar.
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Die	aktuelle	Führung	der	türkei	hat	ihren	eU-reformeifer	beinahe	vollends	einge-
stellt.	Mit	dieser	regierung	und	ohne	einen	grundlegenden	neustart	und	über-
zeugende	 Initiativen	 halten	 wir	 deshalb	 eine	 eU-Mitgliedschaft	 der	 türkei	 für		
ausgeschlossen.	 Die	 verantwortung,	 eine	 glaubhafte	 europäische	 Perspektive	
für	die	türkei	wiederherzustellen,	liegt	momentan	bei	der	türkischen	regierung.	
sollten	keine	ernstzunehmenden	signale	 in	diese	richtung	kommen,	sehen	wir	
keine	 alternative	 dazu,	 die	 Beitrittsverhandlungen	 und	 die	 damit	 einhergehen-
den	 Unterstützungszahlungen	 einzustellen.	Wir	 stehen	 jedoch	 an	 der	 seite	 der	
türkischen	Bevölkerung,	die	selbst	unter	den	aktuellen	verhältnissen	am	meisten	
leidet.	Die	türkei	gehört	untrennbar	zu	europa.	Wir	schlagen	daher	die	tür	nicht	
endgültig	 zu.	 Wenn	 sich	 die	 politischen	 verhältnisse	 in	 der	 türkei	 nachhaltig		
ändern,	wird	auch	wieder	eine	Beitrittsperspektive	möglich	sein.

Darüber	 hinaus	 werden	 wir	 in	 der	türkei,	 in	 russland	 und	 in	 anderen	 autoritär	
regierten	 staaten	 verstärkt	 die	 dortigen	 demokratischen	 Bewegungen	 unter-	
stützen.	 Die	 antwort	 auf	 die	 Konflikte	 in	 der	 Welt	 und	 auf	 nationale	 und		
populistische	Orientierungen	mancher	Weltmächte	wie	„america	first“	kann	nur	
sein:	„europe	United“!

Strukturen weiter demokratisieren
Wir	 wollen	 die	 demokratischen	 strukturen	 der	 eU	 weiter	 stärken	 und	 die		
Menschen	 neu	 für	 Demokratie	 und	 europäische	 Union	 begeistern.	 ein	 Beitrag	
dazu	sollte	die	Debatte	in	und	mit	allen	Parteigliederungen	über	eine	europäische	
verfassung	sein.

Das	 europäische	 Parlament	 als	 einzige	 direkt	 gewählte	 Institution	 muss	 wei-
ter	gestärkt	werden.	Dazu	gehören	ein	Initiativrecht	für	Gesetze	ebenso	wie	ein		
weiterer	 ausbau	 der	 haushaltsbefugnisse.	 Das	 Prinzip	 der	 spitzenkandidaten	
muss	fester	Bestandteil	aller	europawahlen	sein;	das	Parlament	wählt	dann	den	
Präsidenten	 der	 europäischen	 Kommission.	 Die	 europäische	 Kommission	 selbst	
muss	als	vom	rat	unabhängige	Institution	gestärkt	und	die	zahl	der	Kommissare	
verkleinert	werden.

Das	europäische	Parlament	als	einer	der	beiden	Gesetzgeber	arbeitet	bereits	sehr	
viel	 transparenter	 als	 viele	 nationale	 Parlamente.	 so	 werden	 die	 sitzungen	 des	
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Plenums	und	der	ausschüsse	gestreamt	und	sind	für	alle	Bürgerinnen	und	Bür-
ger	in	ihren	jeweiligen	sprachen	verfügbar.	vergleichsweise	wenig	transparent	ist	
die	arbeit	des	rates.	Das	gilt	sowohl	für	dessen	sitzungen	als	auch	für	die	offene		
Debatte	zu	Positionen	der	einzelnen	nationalen	regierungen.	Um	entscheidun-
gen	 der	 europäischen	 ebene	 transparenter	 zu	 machen,	 brauchen	 wir	 in	 Partei-
en,	zivilgesellschaft	und	Medien	mehr	Debatten	und	Berichte	über	europäische		
Positionierungen	 des	 europäischen	 Parlamentes,	 aber	 auch	 der	 nationalen		
Parlamente	und	der	regierungen.

Bürgernähe stärken, kommunen stärken
Demokratisch	 legitimierte	 Institutionen	 sind	 ebenso	 wie	 unabhängige	 zivil-	
gesellschaftiche	 strukturen	 und	 eine	 aktive	 Debattenkultur	 Grundlagen	 demo-	
kratischer	Gesellschaften.	als	direkter	lebens-	und	erfahrungsraum	der	Menschen	
kommt	den	Kommunen	hier	eine	besondere	Bedeutung	zu,	ihre	europafähigkeit	
wollen	wir	weiter	stärken.	Wir	wollen	auch	erreichen,	dass	sich	Kommunen	und	
Bürger	aktiver	in	die	Konsultationsverfahren	der	Kommission	zu	neuen	vorhaben	
einbringen.

Die	 einbindung	 der	 Kommunen	 in	 europäische	 entscheidungsprozesse	 muss	
dabei	 nicht	 nur	 über	 den	 ausschuss	 der	 regionen	 erfolgen.	 Grundlegend		
wichtig	 sind	 nationale	 strukturen,	 die	 Kommunen	 und	 regionen	 schon	 hier	 in		
politische	Positionierungen	einbinden.	eine	wichtige	rolle	spielen	hierbei	auch	die	
verbesserung	kommunaler	vernetzung	und	stärkere	Möglichkeiten	kommunaler	
Kooperationen	auch	über	landes-	und	staatengrenzen	hinweg.	In	diesem	zusam-
menhang	 ist	 das	 thema	 Daseinsvorsorge	 für	 uns	 von	 besonderer	 Bedeutung;		
die	 erfahrungen	 der	 letzten	 Monate	 haben	 gezeigt,	 dass	 auch	Wohnen	teil	 der		
Daseinsvorsorge	sein	muss.	vor	Ort,	national	und	europäisch	muss	die	kommu-	
nale	Daseinsvorsorge	garantiert	werden.

Begegnung	 und	 Debatten	 vor	 Ort	 sind	 wichtig.	 Unverzichtbar	 sind	 aber	 auch		
europäische	 Begegnungen.	 Daher	 wollen	 wir	 die	 Mittel	 für	 städtepartner-	
schaften	 aufstocken,	 den	 aufbau	 thematischer	 netzwerke	 fördern	 und	 dabei		
besonderes	augenmerk	auf	direkten	austausch	von	Menschen	legen.
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kommunalen handlungsspielraum wahren und ausbauen
Wir	wollen,	dass	in	der	Binnenmarkt-		und	in	der	internationalen	handelspolitik	
den	Belangen	der	kommunalen	selbstverwaltung	und	der	kommunalen	Daseins-
vorsorge	ausreichend	rechnung	getragen	wird.	Das	ist	bisher	nicht	der	Fall.

Das	 europäische	 Beihilfe-	 und	vergaberecht	 hat	 in	 den	 letzten	 Jahren	 im	 zuge	
der	 ausweitung	 des	 Binnenmarktes	 den	 kommunalen	 handlungsspielraum	 in	
der	 Daseinsvorsorge	 zunehmend	 eingeschränkt.	 Insbesondere	 die	 erbringung	
von	Daseinsvorsorgeleistungen	durch	die	stadtwerke	und	auch	der	kommunale		
Querverbund	 sind	 erschwert	 worden.	 Das	 spannungsverhältnis	 zwischen		
kommunaler	 selbstverwaltung	 und	 Binnenmarkt	 hat	 sich	 zu	 Ungunsten	 der		
kommunalen	 selbstverwaltung	 entwickelt.	 auch	 hier	 wollen	 wir	 die	 überschie-
ßende	Binnenmarktpolitik	eindämmen.

Die	 in	 den	 vertrag	 von	 lissabon	 eingefügte	 achtung	 der	 kommunalen	 selbst-	
verwaltung	 hat	 sich	 bislang	 in	 der	 europäischen	 Gesetzgebung	 nur	 wenig		
niedergeschlagen.	 Wir	 setzen	 uns	 dafür	 ein,	 dass	 in	 zukunft	 der	 vertrag	 von		
lissabon	in	dieser	hinsicht	besser	umgesetzt	wird	und	in	der	eU-Gesetzgebung	
und	 beim	 verwaltungshandeln	 der	 eU	 die	 Belange	 der	 kommunalen	 selbst-	
verwaltung	besser	berücksichtigt	werden.	

Bürger- und menschenrechte verteidigen
Die	 europäische	 charta	 der	 Grundrechte	 ist	 unser	 Kompass	 bei	 allen	 Überle-
gungen	zu	Bürger-	und	Menschenrechten.	Wir	stehen	für	die	dort	 formulierten		
standards	 ein	 und	 verteidigen	 sie	 gegen	 einschränkungen	 und	 relativierungen	
aller	art.	sowohl	innereuropäisch	als	auch	im	globalen	Kontext	machen	wir	klar:	
europa	 ist	 der	 Kontinent	 der	 Menschenrechte.	 Darauf	 sind	 wir	 stolz,	 das	 ist	 für	
uns	 nicht	 verhandelbar	 und	 das	 schlägt	 sich	 auch	 in	 konkretem	 politischem	
handeln	 nieder.	 neben	 einer	 koordinierten	 europäischen	 Menschenrechtspo-
litik	 werden	 wir	 ein	 gemeinsames	 europäisches	 asylsystem	 vorantreiben,	 ein	
europäisches	 einwanderungsrecht	 beschließen	 und	 dafür	 sorgen,	 dass	 europa		
Kommunen	bei	den	Kosten	von	Migration	und	Integration	unterstützt.	Wir	setzen		
uns	dafür	ein,	dass	die	für	den	eU-Beitritt	zu	erfüllenden	Kopenhagen-Kriterien,		
unter	anderem	zum	schutz	ethnischer	Minderheiten,	in	zukunft	auch	in	vollem		
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Umfang	 für	 Mitgliedsländer	 gelten	 und	 durchgesetzt	 werden.	verstöße	 seitens	
der	 Mitgliedstaaten	 gegen	 Prinzipien	 der	 Demokratie,	 der	 Gewaltenteilung	
und	der	rechtsstaatlichkeit	müssen	härter	geahndet	werden.	Wir	fordern	einen		
sanktionsmechanismus,	bei	dem	der	europäische	Gerichtshof	unmittelbar	tätig	
wird,	wenn	zwei	Drittel	der	Mitglieder	des	europäischen	rates	oder	die	Mehrheit	
der	Mitglieder	des	europäischen	Parlaments	ihn	dazu	auffordern.	Der	Gerichtshof	
wird	die	einhaltung	dieser	Prinzipien	in	einem	Mitgliedstaat	überprüfen	und	bei	
Bedarf	sanktionen	verhängen.

zudem	 werden	 wir	 das	 thema	 Inklusion	 stärker	 auf	 die	 europäische	 tages-	
ordnung	 setzen,	 die	 entsprechenden	 nationalen	 Pläne	 diskutieren,	 eine	 euro-	
päische	agenda	entwickeln	und	einen	gemeinsamen	europäischen	aktionsplan	
für	Inklusion	erarbeiten.	

gleichstellungsrechte europaweit durchsetzen!
eine	 längere	 zeit	 lang	 war	 die	 eU	 treiber	 einer	 fortschrittlichen	 Frauen-	 und	
Gleichstellungspolitik.	Bereits	1957	wurde	das	ziel	gleicher	lohn	für	gleichwertige	
arbeit	aufgenommen,	im	amsterdamer	vertrag	wurde	1997/99	Gleichstellung	als	
Querschnittsaufgabe	festgeschrieben.	Doch	seit	verlust	der	 linken	Mehrheit	 im	
europäischen	Parlament	durch	die	europawahl	2004	und	 im	zuge	einer	 immer	
stärker	 rechten	und	nationalistischen	ausrichtung	 in	mehreren	ländern	der	eU	
geraten	europaweit	die	rechte	von	Frauen	immer	mehr	unter	Druck	oder	werden	
ausgebremst.

Die	 europäische	 Union	 wird	 häufig	 als	 Wirtschaftsgemeinschaft	 wahrgenom-
men,	doch	sie	 ist	zuallererst	eine	Wertegemeinschaft.	Dies	zeigt	sich	 im	artikel		
2	des	vertrags	von	lissabon:	„ziel	der	Union	ist	es,	den	Frieden,	ihre	Werte	und	das	
Wohlergehen	ihrer	völker	zu	fördern.“	In	artikel	1a	des	lissabonner	vertrags	sind	
diese	Werte	festgelegt.	neben	der	achtung	der	Menschenwürde	gehören	hierzu	
die	 Gleichheit	 und	 die	Wahrung	 der	 Menschrechte	 einschließlich	 der	 Personen,	
die	 Minderheiten	 angehören.	 Genau	 darauf	 bauen	 wir	 die	 Forderung	 nach	 der	
Gleichberechtigung	von	Mann	und	Frau	auf.

Wir	 stehen	 vor	 der	 herausforderung,	 mit	 Gegenwind	 umzugehen	 und	 vor	 der		
Frage,	wie	die	eU	den	Wert	der	Gleichstellung	derzeit	umsetzt.
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Die wirtschaftliche unabhängigkeit zwischen den geschlechtern
Die	 Forderung	 nach	 lohngleichheit	 ist	 eines	 der	 zentralen	 themen	 der	 eU.		
Doch	 in	 der	 realität	 ist	 die	 Problemlage	 gleichgeblieben.	 Die	 lohnungleichheit		
besteht	 weiterhin	 oft	 aufgrund	 stereotyper	 rollenverteilungen	 in	 der	 Familie,		
durch	 unbezahlte	 care-arbeit	 und	 durch	 unzureichende	 transparenz	 von		
Unternehmen.	Die	lohnlücke	 trägt	zur	Festigung	von	hierarchischer	verantwor-
tungsteilung	 in	 Partnerschaften	 bei	 und	 führt	 zu	 längeren	 erwerbsunterbrech-	
ungen	bei	Frauen.	

Wir	fordern	präventive	Maßnahmen,	die	über	den	anspruch	an	neue	Gesetzge-
bung	hinausgehen.	rollenbilder	müssen	aufgebrochen	werden	und	Frauen	müs-
sen	die	chance	erhalten,	die	Forderung	nach	lohngleichheit	vor	dem	arbeitgeber	
wirksam	 durchsetzen	 zu	 können.	 zudem	 muss	 die	 care-arbeit	 mehr	 anerkannt	
werden	 und	 als	 solche	 auch	 aufgewertet	 werden,	 sodass	 einer	 Frau	 dadurch	
keine	 nachteile	 entstehen.	 Maßnahmen	 für	 eine	 armutsvermeidung	 und	 eine		
segregation	am	arbeitsmarkt	müssen	ergriffen	werden.

gleichberechtigte teilhabe an Entscheidungen
noch	immer	sind	Frauen	in	allen	Parlamenten	deutlich	unterrepräsentiert.	Frauen	
machen	die	hälfte	der	Gesellschaft	aus,	doch	sind	als	solche	nicht	in	der	Öffent-
lichkeit	wahrnehmbar.	Dies	ist	ein	großes	Problem	für	unsere	Demokratie.	Frauen	
müssen	in	entscheidungsprozesse	einbezogen	werden	und	der	anteil	von	Frau-
en	in	Führungspositionen	in	der	Politik	und	der	Wirtschaft	muss	deutlich	erhöht		
werden.	 hierzu	 gehört	 auch	 die	 Durchsetzung	 der	 Geschlechterquote	 von		
40	 Prozent	 der	 aufsichtsratsmitglieder	 bzw.	 der	 nicht	 geschäftsführenden		
Direktorinnen	 in	 börsenorientierten	 Unternehmen.	 seit	 2013	 liegt	 hierzu	 eine		
entsprechende	 richtlinie	 dem	 europäischen	 rat	 vor.	 Doch	 konnten	 sich	 die		
Mitgliedstaaten	 hierauf	 noch	 nicht	 verständigen.	 auch	 das	 Bundeskanzleramt	
hat	diese	richtlinie	für	Deutschland	blockiert.	es	ist	höchste	zeit,	diese	Blockade	
aufzugeben	und	einer	einigung	im	rat	zuzustimmen.

Bekämpfung von geschlechtsbezogener gewalt
Gewalt	 gegen	 Frauen	 und	 Mädchen	 zieht	 sich	 durch	 alle	 lebenslagen	 und	 ist	
kein	 einzelfall.	 Jede	 vierte	 Frau	 in	 europa	 ist	 schon	 einmal	 Opfer	 geschlechts-	
bezogener	 Gewalt	 geworden.	 Dazu	 gehören	 vergewaltigung,	 Menschenhan-
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del,	 stalking,	 häuslicher	 Missbrauch,	 Genitalverstümmelung	 sowie	 sexuelle		
nötigung	und	Belästigung.	

Die	 eU	 braucht	 wirksame	 strategien	 zur	 Prävention,	 verhütung	 von	 Gewalt,		
genauso	wie	Maßnahmen	zur	Bewältigung	von	Gewalterfahrungen	und	anlauf-
stellen,	die	niedrigschwellige	angebote	leisten	können.

Die	eU	muss	auch	gegen	zwangsprostitution	und	Menschenhandel	gemeinsam		
vorgehen.	 viele	 süd-	 und	 Osteuropäerinnen,	 aber	 auch	 viele	 Frauen	 mit		
Migrationshintergrund,	 vor	 allem	 aus	 afrika,	 werden	 unter	 falschen	 verspre-
chungen	 in	westeuropäische	länder	gebracht	und	zur	Prostitution	gezwungen.	
es	ist	höchste	zeit	für	ein	europaweites	gemeinsames	vorgehen	für	den	schutz	
von	 Prostituierten	 und	 die	 Bestrafung	 und	 eindämmung	 von	 Menschenhandel.		
hierzu	 gehören	 Maßnahmen	 zu	 Beratung	 und	 Gesundheitsversorgung	 von		
Prostituierten,	 schutz	 und	 eigenständiges	 aufenthaltsrecht	 für	 Migrantinnen,		
die	 der	 zwangsprostitution	 entkommen,	 in	 allen	 eU-staaten	 sowie	 strafmaß-	
nahmen	gegenüber	Menschenhändlern.

Beachtung der intersektionalität
Wenn	Frauen	aus	mehreren	Gründen	diskriminiert	werden,	handelt	es	sich	um	
eine	Mehrfachdiskriminierung.	Wenn	sie	also	neben	der	Diskriminierung	wegen	
ihres	Geschlechts	auch	wegen	ihrer	ethnischen	herkunft,	religion,	Weltanschau-
ung,	Behinderung,	ihres	alters,	ihrer	sexuellen	Orientierung	oder	ihrer	Geschlechts-	
identität	diskriminiert	werden.	Intersektionalität	umschreibt	diesen	zusammen-
hang	zwischen	verschiedenen	Diskriminierungsformen.	

Die	eU	kennt	viele	vorschriften,	die	ausdrücklich	eine	dieser	Formen	verbieten	und	
Maßnahmen	dagegen	anzugehen.	hier	fehlt	es	allerdings	noch	an	dem	Weitblick,	
die	zusammenhänge	richtig	zu	reflektieren	und	diese	auch	zu	bekämpfen	und	so	
Mehrfachdiskriminierungen	direkt	zu	adressieren.

Die	eU-antidiskriminierungsrichtlinie	muss	endlich	angenommen	werden,	um	ein	
einheitliches	schutzniveau	gegen	Diskriminierungen	auf	Grund	von	Geschlecht,	
ethnizität,	 religion	 oder	 Weltanschauung,	 sexueller	 Orientierung,	 Behinderung	
oder	 alter	 auf	 eU-ebene	 zu	 schaffen.	 auch	 hier	 hat	 sich	 die	 deutsche	 Bundes-	
regierung	leider	noch	nicht	für	die	richtlinie	ausgesprochen.	
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Ein Europa für alle: Wir sind eine integrationsgesellschaft
Die	sPD	ist	europa-	und	internationalistische	Partei	und	orientiert	sich	an	ihren		
Werten	 Freiheit,	 Gerechtigkeit	 und	 solidarität.	 Das	 gilt	 für	 gesellschaftlichen	
zusammenhalt	 vor	 Ort	 ebenso	 wie	 für	 unser	 globales	 handeln.	 Ob	 außen,		
handels-	 oder	 agrarpolitik:	 Unser	 handeln	 muss	 uns	 nutzen,	 darf	 aber	 nicht		
Ursache	werden	für	Unsicherheit	und	Perspektivlosigkeit	in	anderen	regionen,	oft	
mit	der	Folge	steigender	Migrationszahlen.

Migration	ist	kein	neues	thema.	schon	immer	haben	sich	Menschen	aus	unter-
schiedlichsten	 Gründen	 auf	 den	Weg	 gemacht,	 um	 neue	Welten	 zu	 entdecken	
oder	 schlicht	 arbeit	 und	 neue	 lebensperspektiven	 zu	 finden.	 Deutschland	 hat	
wie	andere	europäische	staaten	auch	in	der	vergangenheit	Menschen	aus	vielen		
ländern	aufgenommen	und	trotz	mancher	Fehler	meist	eben	auch	integriert.

Wir	stehen	nach	wie	vor	zu	vielfältigen	und	offenen	Gesellschaften.	zuwanderung	
war	und	ist	neben	allen	anstrengungen	für	Migranten	und	aufnahmegesellschaft	
immer	 auch	 kultureller	 und	 wirtschaftlicher	 Gewinn.	 Doch	 Migration	 braucht		
gerade	 in	 zeiten	 steigender	 Mobilität	 jenseits	 unserer	 globalen	verantwortung	
auch	klare	regeln.

arbeitsmigration:	nicht	nur	Deutschland	ist	immer	wieder	auch	auf	zuwanderung	
angewiesen.	Und	das	nicht	nur	für	wenige	akademische	Berufe.	Wir	brauchen	in	
europa	 ein	 klares	 einwanderungsrecht	 einschließlich	 des	 zugangs	 zu	 Informa-
tionen	 bereits	 in	 herkunftsländern	 über	 jeweils	 aktuelle	 Bedarfe.	 It-,	 Bau-	 oder	
Pflegeberufe	–	zusätzlich	benötigte	arbeitskräfte	können	auch	aus	afrikanischen	
ländern	 kommen.	 Die	 anerkennung	 von	 Berufsabschlüssen	 sowie	 gegebenen-
falls	ergänzende	Qualifizierungen	sind	wichtige	elemente	der	arbeitsmigration.	
Umgekehrt	müssen	herkunftsländer	ihre	Bürger,	die	bei	uns	keine	ausreichende	
Beschäftigung	finden,	zügig	wieder	aufnehmen.

asyl:	neben	einer	gerechten	handels-,	außen-	und	entwicklungspolitik	brauchen	
wir	 eine	 sicherheitspolitik,	 die	 wieder	 stärker	 ansetzt	 an	verständigung,	 Diplo-	
matie,	 Konfliktvermeidung	 bzw.	 -beseitigung,	 stärkung	 von	 Demokratie.		
Militärische	Interventionen	haben	bisher	nirgendwo	Frieden	und	Demokratie	ge-
sichert.	
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Unabhängig	 hiervon	 stehen	 wir	 zu	 unseren	 humanen	 und	 internationalen		
verpflichtungen.	
Wir	 wollen	 Menschen,	 die	 aus	 ihrer	 heimat	 fliehen	 mussten,	 unterstützen.		
Das	 kann	 stärkere	 auch	 finanzielle	 zusammenarbeit	 mit	 dem	 Unhcr	 sein	 zur		
Unterstützung	von	Menschen	in	Drittstaaten.

es	 bedeutet	 aber	 auch	 die	 aufnahme	 und	 Integration	 von	 Menschen	 bei	 uns.		
eU	 und	 Mitgliedstaaten	 müssen	 ihre	 Kapazitäten	 zur	 Bearbeitung	 von	 asyl-	
anträgen	 stärken.	 asylrecht,	 also	 schutz	 von	 Menschen,	 ist	 eine	 gemeinsame		
europäische	 aufgabe.	 Dies	 kann	 nicht	 allein	 auf	 diejenigen	 staaten	 mit	 einer	
außengrenze	 verlagert	 werden.	 Deshalb	 sind	 bei	 der	 reform	 der	 sogenannten		
Dublin-verordnung	 regeln	 zur	verteilung	 ankommender	 Menschen	 (relocation)		
–	 wie	 auch	 vom	 europäischen	 Parlament	 gefordert	 –	 unverzichtbar.	 Um	 das		
sterben	 auf	 der	 Flucht	 zu	 beenden,	 brauchen	 wir	 ergänzend	 stärkere	 legale		
einreisemöglichkeiten	wie	humanitäre	visa	oder	resettlement	(direkte	aufnahme	
z.B.	aus	lagern	des	Unhcr).	Für	die	Integration	sind	sprachkenntnisse	unverzicht-
bar.	 Dazu	 braucht	 es	 zugang	 zu	 Bildung	 und	 ausbildung.	Wer	 eine	 ausbildung	
begonnen	hat	muss	diese	unabhängig	vom	aufenthaltsstatus	beenden	können,	
einschließlich	zwei	Jahren	Berufspraxis.
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